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Pfingstbotschaft 
der Präsidentinnen und Präsidenten 

des Ökumenischen Rates der Kirchen 

PFINGSTEN 1993 

Botschaft der Präsidentinnen und Präsidenten 
des Ökumenischen Rates der Kirchen 

Nr. 11248 Az. 12-10-2-2 Düsseldorf, 1. April 1993 Liebe Brüder und Schwestern, 

Nachstehend veröffentlichen wir die diesjährige Pfingstbot­
schaft der Präsidentinnen und Präsidenten des Okumenischen 
Rates der Kirchen. Wir bitten, die Botschaft zu Pfingsten in den 
Gottesdiensten der Gemeinden zu verlesen oder auf andere 
Weise bekanntzumachen. 

Das Landeskirchenamt 

unsere diesjährige Pfingstbotschaft erreicht Sie in einer Welt, 
die auch nach Beendigung des Kalten Krieges voller Bedro­
hungen ist. Nach wie vor ist unsere Welt gespalten, zerrissen. 
Noch immer werden die Armen und die Schwachen ausgebeu­
tet und unterdrückt. Ethnische, religiöse, sprachliche, rassi­
sche und soziale Spaltungen werden durch die unsichere Wirt­
schaftslage verschärft. 
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In dieser Wl3lt feiernINir jedoch das Hereinbrechen dl3s Heili-
gen Geistes an dieserT1Pfingsttag. . 

Pfingsten ruft uns zunächst in Erinnerung, daß Gott Verheißun­
gen erfüllt. Jesus hatte verheißen: "Ich will euch nicht als Wai­
sen zurücklassen; ich komme zu euch" (Joh. 14, 18). In einer 
feindseligen Welt ist der Tröster bei uns. 

Doch kam der Heilige Geist über eine versammelte, vereinte 
Gemeinschaft, die gemeinsam lebte, eine Gemeinschaft des 
Miteinanderteilens und des gegenseitigen Verstehens, die 
durch das Studium des Wortes und durch das Gebet zusam­
mengewachsen war. Wenn dieser Zustand die Bedingung da­
für wäre, daß der Heilige Geist über uns, unsere Gemeinde, un­
ser Land, die ökumenische Bewegung kommt, wären wir dann 
würdig, ihn zu empfangen? 

Als der Heilige Geist über die erste christliche Gemeinschaft 
ausgegossen wurde, riß er alle Schranken nieder, die auf 
Grund der Sprache, der Nationalität, der ethnischen Zugehö­
rigkeit, des Geschlechts, der Rasse und der Gesellschafts­
schicht bestanden. Im Juli dieses Jahres haben junge Men­
schen aus allen Erdteilen den Mut, sich in unserer von Tod und 
Zerstörung bedrohten Welt im Zeichen des LEBENS zu ver­
sammeln. 1993 stehen wir in der Mitte der ökumenischen De­
kade "Solidarität der Kirchen mit den Frauen". In diesem Jahr 
findet auch die Weltkonferenz für Glauben und Kirchenverfas­
sung statt, deren Thema auf Koinonia ausgerichtet ist. Ange­
sichts der aufbrechenden ethnozentrischen Gefühle und des 
verstärkten Wiederauflebens von rassischer Diskriminierung 
und religiöser Intoleranz in fast allen Ländern müssen wir als 
Gemeinschaft, die vom Heiligen Geist geschaffen wird, mehr 
denn je das Einssein, Einvernehmen und Teilen miteinander 
bekräftigen, welche die Merkmale einer gottgewollten Gemein­
schaft sind. 

Wir sind aufgerufen, Spaltung und Ausgrenzung nicht als 
Schicksal hinzunehmen und eine Gemeinschaft anzustreben, 
die zunächst geistlicher Art ist, jedoch auch ein Teilen mit Brü­
dern und Schwestern einer Kirche, eines Landes oder unter 
Kirchen oder Ländern miteinschließt. Mit der Kühnheit eines 
Paulus müssen wir die Abkapselung verneinen und die Anma­
ßung der Reichen und Mächtigen zurückweisen. Wir sollen die 
Hoffnung predigen, die auf der Treue Gottes gründet, der will, 
daß die Welt eins sei. 
Um unserer Glaubwürdigkeit willen müssen wir leben, was wir 
verkündigen. "Miteinander das Brot brechen und beten" gehört 
zum täglichen Leben der Kirche, die den Heiligen Geist emp­
fängt. Ist dies bei uns Wirklichkeit? Können wir in unseren Ge­
meinschaften und auf der Ebene der verschiedenen Konfes­
sionen konkrete Schritte in bezug auf das gemeinsame Bre­
chen des Brotes erhoffen, das uns wie die Taufe zu dem macht, 
was wir sind? 
Können wir als Kirche unsere Solidarität mit den Frauen durch 
ein Handeln zum Ausdruck bringen, das jede sexistische Ein­
stellung aus unserem Herzen verbannt? Lassen wir uns von 
jungen Menschen herausfordern, die sich bemühen, die Kräfte 
des Lebens zu sammeln und eine neue Gemeinschaft zu 
schaffen? 

Die Welt braucht heute sehr mutige Frauen und Männer, die 
der Verzagtheit die Hoffnung, dem Haß das Mitleid, den Spal­
tungen die Einheit, der Ausgrenzung und Ausbeutung das Mit­
einanderteilen und die Solidarität entgegensetzen. Pfingsten 
ruft uns in Erinnerung, daß derjenige gegenwärtig ist, der Ver­
heißungen treu erfüllt. Beten wir dafür, daß Gott uns die Gabe 
des Heiligen Geistes bewahrt und wir mit seiner Hilfe tatsäch­
lich das Werk der Einheit tun, die Botschaft des Friedens brin­
gen, Anwaltschaft für die Gerechtigkeit leisten und Zeugnis von 
seiner Macht ablegen. 

Möge jeder Tag, den.Gott schenkt, für uns ein Pfingsttag sein! 

Die Präsidentinnen und Präsidenten des ökumenischen Rates 
der Kirchen: 

Professor Dr. Anna Marie Aagaard, Hojbjerg, Dänemark 
Bischof Vinton Anderson, St. Louis, USA 
BischofLeslie Boseto, Boeboe Village, Choiseul Bay, 

Salomonen 
Frau Priyanka Mendis, Idama, Moratuwa, Sri Lanka 
Patriarch Parthenios, Alexandria, Ägypten 
Pfarrerin Eunice Santana, Bayamon, Puerto Rico 
Papst Shenouda 111., Kairo, Ägypten 
Dr. Aaron Tolen, Yaounde, Kamerun 

Kirchengesetz 
zur Angleichung des Pfarrerdienstrechts 

der Evangelischen Kirche der Union 
Vom 14. Juni 1992 

Die Synode der Evangelischen Kirche der Union hat das fol­
gende Kirchengesetz beschlossen: 

§1 

Das Kirchengesetz über die dienstrechtlichen Verhältnisse der 
Pfarrer in der Evangelischen Kirche der Union (Pfarrerdienst­
gesetz) in der Fassung der Bekanntmachung vom 31. Mai 
1991 (ABI. EKD 1991 S. 238) wird wie folgt geändert: 

1. Nach § 34 wird folgender § 34 a eingefügt: 

§34a 
Annahme von Zuwendungen und Ehrungen 

(1) Der Pfarrer ist nicht berechtigt, persönliche Zuwendun­
gen im Zusammenhang mit seinem Dienst anzunehmen, 
sofern es sich nicht um ortsübliche Sachzuwendungen ge­
ringen Umfangs handelt. In Ausnahmefällen kann der Su­
perintendent, bei Superintendenten und Pfarrern im Dienst 
der Gliedkirche das Konsistorium (Landeskirchenamt) einer 
Annahme zustimmen. 
(2) Auch bei der Annahme persönlicher Ehrungen und Aus­
zeichnungen hat der Pfarrer zu berücksichtigen, daß die 
Ausübung des ihm anvertrauten Amtes nicht beeinträchtigt 
werden darf. Sobald er von der Absicht einer Verleihung er­
fährt, hat er dies dem Leitungsorgan der Ansteliungskörper­
schaft, ein Gemeindepfarrer auch dem Superintendenten, 
mitzuteilen und die Beratung zu suchen. Orden und Ehren­
zeichen werden nicht an der Amtstracht getragen. 

2. § 46 a wird wie folgt geändert: 
a) Absatz 2 wird wie folgt geändert: 

aal Vor Buchstabe a wird vor dem Wort "geschehen" 
dasWort "insbesondere" eingefügt. 

bb) In Buchstabe a werden die Worte "gegen Emp­
fangsschein" durch "gegen Empfangsbestätigung" 
und die Worte "den Empfangsschein" durch "die 
Empfangsbestätigung" ersetzt. 

b) Absatz 3 wird durch folgende Absätze 3 und 4 ersetzt: 
(3) Hat ein Pfarrer allgemein oder für bestimmte Angele­
genheiten einen Vertreter bestellt, so kann auch an die­
sen zugestellt werden. An einen Vertreter ist zuzustel­
len, wenn dieser eine schriftliche Vollmacht vorgelegt 
hat oder wenn es sich um einen gesetzlichen Vertreter 
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oder einen Prozeßbevollmächtigten handelt. Bei der Zu­
stellung an einen Rechtsanwalt genügt eine übermitt­
lung des Schriftstückes gegen Empfangsbestätigung. 
(4) Ein Pfarrer kann sich auf die Verletzung von Form­
vorschriften bei der Zustellung nicht berufen, wenn er 
das zuzustellende Schriftstück nachweislich auf andere 
Weise erhalten hat. Dies gilt nicht, wenn mit der Zustel­
lung eine Frist für die Erhebung einer Klage beginnt. 

3. § 47 wird wie folgt geändert: 
a) In Absatz 1 Satz 2 werden die Worte "Gemeindekir­

chenrat (Presbyteriumt durch "Leitungsorgan der An­
stellungskörperschaft" ersetzt. 

b) Nach Absatz 2 werden folgende Absätze 3 und 4 ein­
gefügt: 
(3) Der Pfarrer kann mit seiner Zustimmung in den 
Dienst als Pfarrer einer anderen Gliedkirche der Evan­
gelischen Kirche in Deutschland überführt werden, 
wenn die beteiligten Kirchen es vereinbaren. 
(4) Die Absätze 1 bis 3 gelten sinngemäß, wenn der 
Pfarrer in ein Kirchenbeamtenverhältnis berufen wird. 
Der bisherige Absatz 3 wird Absatz 5. 

4. § 48 wird wie folgt geändert: 
a) In Absatz 1 Satz 2 werden die Worte "den Gemeindekir­

chenrat (das Presbyterium)" durch "das Leitungsorgan 
der Anstellungskörperschaft" ersetzt. 

b) In Absatz 2 werden das Wort "Dienststelle" durch "Stei­
le" und das Wort "Anstellungsgemeinde" durch "Anstel­
lungskörperschaft" ersetzt. 

§2 

Das Pfarrerdienstgesetz des Bundes der Evangelischen Kir­
chen vom 28. September 1982 (MB!. BEK 1983 S. 1), als Recht 
der Evangelischen Kirche der Union fortgeltend auf Grund von 
§ 1 des Kirchengesetzes zur Fortgeltung von Bestimmungen 
des Pfarrerdienstrechts vom 20. April 1991 (ABI. EKD 1991 
S. 207), wird wie folgt geändert: 

1. § 34 wird wie folgt geändert: 
a) Absatz 1 Satz 1 erhält folgende Fassung: 

Dem Pfarrer steht ein jährlicher Erholungsurlaub zu. 
b) Absatz 4 erhält folgende Fassung: 

Näheres regelt das gliedkirchliche Recht. 

2. § 41 wird wie folgt geändert: 
a) Der bisherige Absatz 2 wird Absatz 1 . 
b) Es wird folgender Absatz 2 eingefügt: 

Der Pfarrer hat das Recht auf Einsicht in seine Perso­
nalakten. Dies gilt auch nach Beendigung seines Dienst­
verhältnisses. über das Recht auf Einsicht in die Ausbil­
dungs- und Prüfungsakten bestimmt das gliedkirchliche 
Recht. 

c) Der bisherige Absatz 1 wird Absatz 3. 
d) Es wird folgender Absatz 4 angefügt: 

Soweit eine andere Landeskirche nach ihrem Recht kei­
ne Personalakteneinsicht gewährt, darf Einsicht in den 
bei ihr entstandenen Teil der Personalakten nur mit ihrer 
Zustimmung gewährt werden. 

3. Nach § 41 wird folgender § 41 a eingefügt: 

§41 a 
Zustellungen 

(1 ) Verfügungen und Entscheidungen, die dem Pfarrer nach 
den Vorschriften dieses Gesetzes mitzuteilen sind, sind zu­
zustellen, wenn durch sie eine Frist in Lauf gesetzt wird oder 
Rechte des Pfarrers durch sie berührt werden. 

(2) Sind Schriftstücke nach diesem Gesetz zuzustellen, so 
kann es insbesondere geschehen 
a) bei der Zustellung durch die Behörde durch übergabe 

an den Empfänger gegen Empfangsbestätigung; ver- . 
weigert der Empfänger die Annahme des Schriftstückes 
oder die Unterschrift unter die Empfangsbestätigung, so 
gilt das Schriftstück im Zeitpunkt der Weigerung als zu­
gestellt, wenn eine Niederschrift über den Vorgang zu 
den Akten gebracht ist, 

b} bei der Zustellung durch die Post durch eingeschriebe­
nen Brief mit Rückschein oder durch Postzustellung mit 
Zustellungsurkunde, 

c) durch Bekanntmachung im Kirchlichen Amtsblatt, wenn 
der Aufenthalt des Empfängers nicht zu ermitteln ist. 

(3) Hat ein Pfarrer allgemein oder für bestimmte Angelegen­
heiten einen Vertreter bestellt, so kann auch an diesen zu­
gestellt werden. An einen Vertreter ist zuzustellen, wenn 
dieser eine schriftliche Vollmacht vorgelegt hat oder wenn 
es sich um einen gesetzlichen Vertreter oder einen Prozeß­
bevollmächtigten handelt. Bei der Zustellung an einen 
Rechtsanwalt genügt eine übermittlung des Schriftstückes 
gegen Empfangsbestätigung. 
(4) Ein Pfarrer kann sich auf die Verletzung von Formvor­
schriften bei der Zustellung nicht berufen, wenn er das zu­
zustellende Schriftstück nachweislich auf andere Weise er­
halten hat. Dies gilt nicht, wenn er mit der Zustellung eine 
Frist für die Erhebung einer Klage beginnt. 

4. In § 51 werden nach Absatz 2 folgende Absätze 3 und 4 ein­
gefügt: 
(3) Der Pfarrer kann mit seiner Zustimmung in den Dienst 
als Pfarrer einer anderen Gliedkirche der Evangelischen 
Kirche in Deutschland überführt werden, wenn die beteilig­
ten Kirchen es vereinbaren. 
(4) Die Absätze 2 und 3 gelten sinngemäß, wenn der Pfarrer 
in ein Kirchenbeamtenverhältnis berufen wird. 
Der bisherige Absatz 3 wird Absatz 5. 

5. § 62 Absatz 1 wird durch folgende Absätze 1 und 2 ersetzt: 
(1) Der Pfarrer tritt mit Ablauf des Monats, in dem er das 65. 
Lebensjahr vollendet, in den Ruhestand. 
(2) Der Pfarrer kann auch ohne Nachweis der Dienstunfä­
higkeit auf seinen Antrag in den Ruhestand versetzt wer­
den, wenn er 
a) das 62. Lebensjahr vollendet hat oder 
b) schwerbehindert im Sinne des § 1 des Schwerbehinder-

tengesetzes ist und das 60. Lebensjahr vollendet hat, 
Das gliedkirchliche Recht kann Abweichungen. von Buch­
stabe a vorsehen. Es kann auch bestimmen, daß einem An­
trag nach Buchstabe b nur entsprochen werden darf, wenn 
sich der Pfarrer unwiderruflich verpflichtet, nicht mehr als ei­
nen festzulegenden Höchstbetrag aus Beschäftigungen 
oder Erwerbstätigkeiten hinzuzuverdienen. 
Die bisherigen Absätze 2 bis 4 werden Absätze 3 bis 5. 

6. In § 64 Absatz 5 Satz 1 werden die Worte ,,- bei Frauen ist 
es das 57. Lebensjahr-" gestrichen und ein Komma einge­
fügt. 

§3 

Das Kirchengesetz zur Ausführung des Pfarrerdienstgesetzes 
des Bundes der Evangelischen Kirchen (Pfarrerdienstrechts­
ausführungsgesetz) vom 4. Juni 1983 (MB!. BEK 1984 S. 35) 
wird wie folgt geändert: 
1. In § 7 wird das Wort "Pastorin" durch "Pfarrerin" ersetzt. 
2. In § 11 wird das Wort "Pastorinnen" durch "Pfarrerinnen" 

ersetzt. 
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3. In § 14 Absätze 1 bis 3 wird das Wort "Pastorin" jeweils 
durch "Pfarrerin" ersetzt. 

4.- § 15 wird gestrichen. 
5. In § 27 wird die Angabe ,,§ 62 Absatz 2" durch ,,§ 62 Ab­

satz 3" ersetzt. 

6. In § 29 Absatz 1 Satz 1 wird das Wort "Pastorin" durch 
"Pfarrerin" ersetzt. 

§4 

Die Verordnung zur Ergänzung von § 34 des Pfarrerdienstge­
setzes des Bundes vom 11. März 1988 (MB!. BEK 1989 S. 4), 
als Recht der Evangelischen Kirche der Unionfortgeltend auf 
Grund von § 1 des Kirchengesetzes zur Fortgeltung von Be­
stimmungen des Pfarrerdienstrechts vom 20. April 1991 (ABI. 
EKD 1991 S. 207), wird aufgehoben. 

§5 

Eine Pfarrerin im Geltungsbereich des durch § 2 geänderten 
Kirchengesetzes, die am 1. September 1992 das 55. lebens­
jahr vollendet hat, kann auf ihren Antrag in den Ruhestand ver­
setzt werden, wenn sie das 60. lebensjahr vollendet hat. 

§6 

(1) Dieses Kirchengesetz tritt für die Evangelische Kirche der 
Union am 1. September 1992 in Kraft. 

(2) Es wird für die Gliedkirchen in Kraft gesetzt, nachdem diese 
jeweils zugestimmt haben. Die Gliedkirchen werden ermäch­
tigt, das Inkrafttreten der Geltung des durch § 2 Nr. 5 dieses Kir­
chengesetzes eingefügten § 62 Absatz 2 für ihren Bereich hin­
auszuschieben, jedoch längstens bis zum 1. September 1995. 

Berlin, den 14. Juni 1992 

Der Präses der Synode 
der Evangelischen Kirche der Union 

gez. Affeld 

Kirchengesetz 
zur Änderung von Bestimmungen über die 

Rechtsverhältnisse von Pfarrern 
und anderen kirchlichen Mitarbeitern 

bei der Wahl in ein Gesetzgebungsorgan 
Vom 14. Juni 1992 

Die Synode der Evangelischen Kirche der Union hat folgendes 
Kirchengesetz beschlossen: 

§1 

Das Kirchengesetz über die Rechtsverhältnisse von Pfarrern 
und anderen kirchlichen Mitarbeitern bei der Wahl in ein Ge­
setzgebungsorgan vom 2. April 1984 (ABI. EKD 1984 S. 251) 
wird wie folgt geändert: 

In § 3 Absatz 1 werden die Worte" vor dem Wahltag" durch" vor 
Ablauf des Wahltages" ersetzt. 

§2 

Die Verordnung zur Ergänzung des Pfarrerdienstgesetzes 
vom 29. Juni 1990 (ABI. EKD 1990 S.461), als Recht der Evan-

gelischen Kirche der Union fortgeltend auf Grund von § 1 des 
Kirchengesetzes zur Fortgeltung von Bestimmungen des Pfar­
rerdienstrechts vom 20. April 1991 (ABI. EKD 1991 S. 207), 
wird wie folgt geändert: 
In § 2 Absatz 1 werden die Worte "vor dem Wahltag" durch" vor 
Ablauf des Wahltages" ersetzt. 

§3 

Dieses Kirchengesetz tritt für die Evangelische Kirche der Uni­
on am 1. Oktober 1992 in Kraft. Es wird für die Gliedkirchen in 
Kraft gesetzt, nachdem diese jeweils zugestimmt haben. 

Berlin, den 14. Juni 1992 

Der Präses der Synode 
der Evangelischen Kirche der Union 

gez. Affeld 

Verordnung 
über die Gewährung 

von Wohnungsfürsorgedarlehen an kirchliche 
Mitarbeiterinnen/Mitarbeiter (WFVO) 

Vom 27. März 1993 

Die Kirchenleitung erläßt gemäß Artikel 192 Abs. 3 Buch­
stabe m KO folgende Verordnung: 

§1 
Sachliche Voraussetzungen 

(1) Kirchlichen Mitarbeiterinnen/Mitarbeitern kann einmalig ein 
Wohnungsfürsorgedarlehen gewährt werden zur Spitzenfinan­
zierung im Zusammenhang mit der Errichtung, dem Erwerb 
oder Umbau eines Einfamilienhauses (ohne Einliegerwoh­
nung) oder einer Eigentumswohnung im Inland. 
Steht der Umbau im Zusammenhang mit dem Erwerb, gilt dies 
als zusammenhängende Maßnahme im Sinne dieser Verord­
nung. 

(2) Ein Rechtsanspruch auf die Gewährung eines Wohnungs­
fürsorgedarlehens besteht nicht. Die Darlehensgewährung er­
folgt nur im Rahmen der verfügbaren Mittel. 

(3) Wohnungsfürsorgedarlehen werden nicht gewährt bei Er­
werb eines Eigentums oder Teileigentums vom Ehegatten und 
im Zusammenhang mit Umschuldungen. 

§2 
Persönliche Voraussetzungen 

(1) Kirchliche Mitarbeiterinnen/Mitarbeiter erhalten ein Woh­
nungsfürsorgedarlehen, wenn sie mit mindestens der Hälfte 
der regelmäßigen wöchentlichen Arbeitszeit einerleines ent­
sprechenden vollbeschäftigten Mitarbeiterin/Mitarbeiters im 
kirchlichen Dienst im Bereich der Evangelischen Kirche im 
Rheinland tätig sind, zum Zeitpunkt der AntragsteIlung in ei­
nem aktiven unbefristeten kirchlichen Dienst-/oder Arbeitsver­
hältnis stehen und die Probezeit beendet haben. 

(2) Sind beide Ehegatten in einem Dienstverhältnis bei einer 
kirc~lichen Einrichtung innerhalb der Evangelischen Kirche im 
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Rheinland beschäftigt, so kann nur einer von ihnen das Darle­
hen erhalten. 
Ist der Ehegatte bei einem Arbeitgeber außerhalb des kirchli­
chen Dienstes beschäftigt, so ist ein von diesem gewährtes 
Darlehen auf das kirchliche Wohnungsfürsorgedarlehen voll 
anzurechnen. 

(3) Die Finanzierung des Bauvorhabens muß gesichert sein, 
die finanziellen lasten müssen in einem angemessenen Ver­
hältnis zu dem Einkommen der Mitarbeiterin/des Mitarbeiters 
stehen. 

(4) Inhaberinnen/lnhaber von Dienstwohnungen bzw. wenn 
sie Inhaberinllnhaber von Dienstwohnungen in den letzten fünf 
Jahren vor der AntragsteIlung bei der bewilligten kirchlichen 
Einrichtung waren, sind erst nach Vollendung des 55. lebens­
jahres antragsberechtigt. 

(5) Pfarrerinnen/Pfarrer, Pastorinnen/Pastoren im Hilfsdienst 
und Gemeindemissionarinnen/Gemeindemissionare sind erst 
nach Vollendung des 55. lebensjahres antragsberechtigt. 

(6) Ein Wohnungsfürsorgedarlehen wird nur bewilligt, wenn die 
Voraussetzungen des § 1 Abs.1 nach Ablauf der Fristen der 
Absätze 4 und 5 vorliegen. 
Maßgebend ist der Baubeginn bzw. der Abschluß des Kaufver­
trages. 

(7) Eine Darlehensgewährung an Pfarrstelleninhaberinnen/ 
Pfarrstelleninhaber oder an VerwalterinnenNerwalter von 
Pfarrstellen, die einen Ruhesitz in ihrer Kirchengemeinde er­
richten wollen, setzt die Zustimmung des Presbyteriums und 
des Kreissynodalvorstandes voraus. 

§3 
Darlehenshöhe 

(1) Das Darlehen kann einmalig 
a) bei Alleinstehenden, Geschiedenen und Verwitweten ohne 

Kinder 
bis zur Höhe von 30.000,- DM 

b) bei Verheirateten, Alleinstehenden, Geschiedenen und 
Verwitweten mit Kindem,Jür die die Antragstellerin/der An­
tragsteller Kindergeld erhält 
bis zur Höhe von 50.000,- DM 

gewährt werden. 
Maßgebend ist der Familienstand bei Baubeginn bzw. bei Ab­
schluß des Kaufvertrages. 

(2) Bei teilzeitbeschäftigten Mitarbeiterinnen/Mitarbeitern wird 
der Darlehensbetrag nach Absatz 1 um den Vom-Hundert­
Satz reduziert, um den die Arbeitszeit gegenüber einer vollbe­
schäftigten Mitarbeiterin/einem vollbeschäftigten Mitarbeiter 
verringert ist. 

§4 
Darlehensbedingungen 

(1) Das Darlehen ist in Höhe des nach den lohnsteuerrichtli­
nien für Zinsersparnisse jeweils geltenden Vom-Hundert-Sat­
zes zu verzinsen. Die Tilgung beträgt jährlich 2,5 v. H. zuzüg­
lich der durch die Tilgung ersparten Zinsen. 

(2) Scheidet die Darlehensnehmerin/der Darlehensnehmer 
vor Ablauf von fünf Jahren aus dem kirchlichen Dienst aus, ist 
das Darlehen vom Beginn an in Höhe des BKD-üblichen Zins­
satzes nachzuverzinsen, wenn dieser Zinssatz höher ist als der 
Zinssatz nach Absatz 1. ' 

(3) Die mit der Auszahlung des Darlehens verbundenen Ko­
sten einschließlich etwaiger Verwaltungsgebühren gehen zu 
lasten der Darlehensnehmerin/des Darlehensnehmers. 

§5 
Rückzahlung 

(1) Das Darlehen ist sofort zurückzuzahlen 
a) bei Veräußerung des geförderten Wohnraumes 
b) bei Ausscheiden der Darlehensnehmerin/des Darlehens-

nehmers aus dem Dienst der bewilligenden Einrichtung. 

(2) Absatz 1 Buchstabe b findet keine Anwendung, wenn die 
Darlehensnehmerin/der Darlehensnehmer im unmittelbaren 
Anschluß eine Rente bzw. Versorgungsbezüge erhält und den 
geförderten Wohnraum selber nutzt. 

(3) Vom Tage der Rückzahlungsverpflichtung an bis zur end­
gültigen Tilgung ist das Darlehen mit 2 v. H. über den jeweiligen 
Bundesbankdiskontsatz zu verzinsen. 

§6 
Darlehensübergang 

Beim Tod der Darlehensnehmerin/des Darlehensnehmers tritt 
der hinterbliebene Ehegatte grundsätzlich in die Rechte und 
Pflichten des Darlehensvertrages ein, solange der geförderte 
Wohnraum von ihm genutzt wird. 

§7 
Sicherung 

(1) Die Antragstellerin/der Antragsteller muß im Grundbuch als 
Eigentümerin/Eigentümer oder als Miteigentümerin/Miteigen­
tümer mit einem Anteil von mindestens 50 v. H. eingetragen 
sein. 

(2) Das Darlehen ist durch Eintragung einer Grundschuld oder 
einer Hypothek zu sichern. 
Die zu bestellende Grundschuld/Hypothek muß innerhalb ei­
nes Rahmens von 80 v. H. des Verkehrswertes bzw. des Kauf­
preises des zu beleihenden Grundstücks einschließlich Ge­
bäude (Wohnungseigentum) liegen. Es gilt der jeweils niedri­
gere Wert. 

(3) Die Grundschuld- bzw. Hypothekenbestellungsurkunde 
und der Darlehensvertrag sind bei Verheirateten von beiden 
Ehegatten zu unterschreiben. Diese haften gesamtschuldne­
risch. 

§8 
Auszahlung 

Das Darlehen wird ausgezahlt, wenn 
a) der Darlehensvertrag von allen Beteiligten unterschrieben 

ist, 
b) die grundbuchlichen Sicherungen vorliegen, 
c) der Rohbau fertiggestellt ist. 

§9 
Zuständigkeiten 

Für die Gewährung an die in § 2 Abs. 1 Nm. 1 bis 5 Finanzaus­
gleichsgesetz genannten Mitarbeiterinnen/Mitarbeiter ist die 
landeskirche zuständig, für die übrigen Mitarbeiterinnen/Mit­
arbeiter der jeweilige Dienstherr. 

§10 
SchluBbestimmungen 

(1) Soweit Wohnungsfürsorgedarlehen vor Inkrafttreten dieser 
Verordnung gewährt worden sind, verbleibt es bei den in den 
Darlehensverträgen vereinbarten Bedingungen. 

(2) Das landeskirchenamt kann Ausführungsbestimmungen 
erlassen. 
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(3) Ober Ausnahmen von Bewilligungen entscheidet das Lan­
deskirchenamt. 

(4) Die Verordnung tritt am 1. Mai 1993 in Kraft. Die Richtlinien 
vom 28. November 1985 treten zum gleichen Zeitpunkt außer 
Kraft. 

Evangelische Kirche im Rheinland 
Die Kirchenleitung 

Gemeinsamer Schlichtungsausschuß 
nach dem Mitarbeitervertretungsgesetz 

Nr. 3170 ÄZ. 11-3-2-1-Nr. 46 Düsseldorf, 5. März 1993 

Die Landessynode hat den Gemeinsamen Schlichtungsaus­
schuß nach § 37 des Mitarbeitervertretungsgesetzes für die 
vierjährige Amtszeit wie folgt berufen: 

Vorsitzender: Richterin am Verwaltungsgericht 
Frau Juliane Voll-Hartung, 
Wenkerstraße 8, 4000 Düsseldorf 30 

1. Stellvertreter: Richterin am Verwaltungsgericht 
Frau Karin lsenberg, 
Gürtelweg 2, 4053 Jüchen 

2. Stellvertreter: Rechtsanwalt Martin Scheier, 
Aufm Rott 28, 4000 Düsseldorf 13 

Beisitzer gemäß § 37 Abs. 1 Unterabsatz 2 Satz 3 MVG: 

Dipl.-Kaufmann Paul Muckei, 
Hermannsmühle 3, 5630 Remscheid 11 

1. Stellvertreter: Superintendent Gerd-Dieter Kahlen. 
Boomdyk 65 a, 4150 Krefeld 29 

2. Stellvertreter: Pfarrer Volker Cepl. 
Oberbuschweg 23, 5000 Köln 50 

Beisitzer gemäß § 37 Abs. 1 Unterabsatz 2 Satz 4 MVG: 

Kirchenverwaltungsoberamtsrat 
Werner TOlma, 
Althofstraße 9, 4330 Mülheim an der Ruhr 

1 . Stellvertreter: Küster Hans-Jürgen Lorenz, 
Geilenkirchener Straße 397, 
5120 Herzogenrath 

2. Stellvertreter: Physiotherapeut Wilfried Noll, 
Waidstraße 73 (Ev. Krankenhaus), 
5300 Bonn-Bad Godesberg 

Die Anschrift der Geschäftsstelle lautet: 

Gemeinsamer Schlichtungsausschuß 
nach dem Mitarbeitervertretungsgesetz 
- Geschäftsstelle -
Hans-Böckler-Straße 7 
4000 Düsseldorf 30 

Das Landeskirchenamt 

Änderung des Dienstrechts der 
kirchlichen Mitarbeiter 

Nr. 10313 ÄZ. 13-2-2-1 Düsseldorf, 25. März 1993 

Die Rheinisch-Westfälisch-Lippische Arbeitsrechtliche Kom­
mission hat auf Grund von § 2 Absatz 2 des Arbeitsrechtsrege­
lungsgesetzes (ARRG) nachstehende Arbeitsrechtsregelun­
gen getroffen, die hiermit gemäß § 12 Absatz 1 ARRG bekannt­
gemacht werden. Die Regelungen sind gemäß § 3 Absatz 1 
ARRG verbindlich. 

Das Landeskirchenamt 

Änderung der BAT-Anwendungsordnung 
und des BAT -KF 

Vom 21. Januar 1993 

§1 
Änderung der BAT -Anwendungsordnung 

Die Ordnung über die Anwendung des Bundes-Angestelltenta­
rifvertrages (BAT-Anwendungsordnung - BAT-AO) wird wie 
folgt geändert: 
1. § 2 Nr. 26a erhält folgende Fassung: 

"26a. Zu §53 
a) In Absatz 1 werden die Worte ,zwei Wochen' 

durch die Worte ,einen Monaf ersetzt. 
b) Absatz 3 wird Absatz 4 mit der Maßgabe, daß der 

Klammerzusatz ,(§ 19 ohne Anwendung des Ab­
satzes 1 Unterabs. 2 Satz 4)' durch den Klam­
merzusatz ,(§ 19)' ersetzt wird. 

c) Folgender Absatz 3 wird eingefügt: 
,(3) Wird der Angestellte in unmittelbarem An­
schluß an ein Arbeitsverhältnis, in dem er nach 
den in der Evangelischen Kirche im Rheinland, 
der Evangelischen Kirche von Westfalen und der 
Lippischen Landeskirche sowie ihren Diakoni­
schen Werken geltenden Bestimmungen für ne­
benberuflich oder geringfügig beschäftigte Mitar­
beiter bereits eine längere Kündigungsfrist als 
nach Absatz 2 erreicht hat, bei demselben Arbeit­
geber weiterbeschäftigt, gilt diese Kündigungs­
frist weiter, bis die Kündigungsfrist nach Absatz 2 
mindestens gleich lang ist.' U 

2. In § 2 Nr. 28 erhält der Eingangssatz folgende Fassung: 
,,§ 55 findet mit der Maßgabe Anwendung, daß in Absatz 1 
der Klammerzusatz ,(§ 53 Abs. 3)' durch den Klammerzu­
satz ,(§ 53 Abs. 4)' ersetzt wird und folgender Absatz 3 an­
gefügt wird:" 

3. Nach § 2 Nr. 28 wird folgende Nr. 28a eingefügt: 
,,28a. Zu §59 

§ 59 findet mit der Maßgabe Anwendung, daß in Ab­
satz 2 der Klammerzusatz ,(§ 53 Abs. 3)' durch den 
Klammerzusatz ,(§ 53 Abs. 4)' ersetzt wird." 

4. In § 2 Nr. 36 wird in Buchstabe c die Angabe .. § 53 Abs. 2 
und 3" durch die Angabe ,,§ 53 Abs. 2 und 4" ersetzt. 

5. § 2 Nr. 38 erhält folgende Fassung: 
"38. Zu den Sonderregelungen 2 y 

Die Sonderregelungen 2 y finden mit folgenden Maß­
gaben Anwendung: 
a) In Nr. 5 werden die Worte ,derselben obersten 

Dienstbehörde oder' gestrichen. 
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b) In Nr. 7 Abs. 3 werden die Unterabsätze 2 und 3 
durch den folgenden neuen Unterabsatz ersetzt: 
,Die Kündigungsfrist beträgt in einem oder mehre­
ren aneinandergereihten Arbeitsverhältnissen bei 
demselben Arbeitgeber 
von insgesamt bis zu 1 Jahr 1 Monat 

zum Monatsschluß, 
von insgesamt mehr als 1 Jahr 6 Wochen, 
von insgesamt mehr als 2 Jahren 3 Monate, 
von insgesamt mehr als 3 Jahren 4 Monate 

zum Schluß eines Kalendervierteljahres. ,. 

6. In der mit § 2 Nr. 39 eingefügten Anlage 3 wird SR 3 c wie 
folgt geändert: 

In Nr. 7 wird die Angabe ,,§ 53 Abs. 2 und 3" durch die Anga­
be ,,§ 53 Abs. 2 und 4" ersetzt. 

§2 
Änderung des BAT -KF 

Aus den Änderungen der BAT-Anwendungsordnung in § 1 er­
geben sich folgende Änderungen im Wortlaut des BAT-KF: 

1. § 53 wird wie folgt geändert: 
a) In Absatz 1 werden die Worte "zwei Wochen" durch die 

Worte "einen Monat" ersetzt. 
b) Absatz 3 wird Absatz 4. 
c) Folgender Absatz 3 wird eingefügt: 

,,(3) Wird der Angestellte in unmittelbarem Anschluß an 
ein Arbeitsverhältnis, in dem er nach den in der Evange­
lischen Kirche im Rheinland, der Evangelischen Kirche 
von Westfalen und der Lippischen Landeskirche sowie 
ihren Diakonischen Werken geltenden Bestimmungen 
für nebenberuflich oder geringfügig beschäftigte Mitar­
beiter bereits eine längere Kündigungsfrist als nach Ab­
satz 2 erreicht hat, bei demselben Arbeitgeber weiterbe­
schäftigt, gilt diese Kündigungsfrist weiter, bis die Kündi­
gungsfrist nach Absatz 2 mindestens gleich lang ist.· 

2. In § 55 Abs. 1 wird der Klammerzusatz ,,(§ 53 Abs. 3)" durch 
den Klammerzusatz ,,(§ 53 Abs. 4)" ersetzt. 

3. In § 59 Abs. 2 wird der Klammerzusatz ,,(§ 53 Abs. 3)" durch 
den Klammerzusatz .. (§ 53 Abs. 4)" ersetzt. 

4. In Nr. 5 a der SR 2 11 wird die Angabe ,,§ 53 Abs. 2 und 3" 
durch die Angabe ,,§ 53 Abs. 2 und 4" ersetzt. 

5. In Nr. 7 Abs. 3 der SR 2 Y werden die Unterabsätze 2 und 3 
durch folgenden neuen Unterabsatz ersetzt: 

"Die Kündigungsfrist peträgt in einem oder mehreren an­
einandergereihten Arbeitsverhältnissen bei demselben Ar­
beitgeber: 
von insgesamt bis zu 1 Jahr 

zum Monatsschluß, 
von insgesamt mehr als 1 Jahr 
von insgesamt mehr als 2 Jahren 
von insgesamt mehr als 3 Jahren 

1 Monat 

6 Wochen, 
3 Monate, 
4 Monate 

zum Schluß eines Kalendervierteljahres." 

6. In Nr. 7 der SR 3 c wird die Angabe ,,§ 53 Abs. 2 und 3" durch 
die Angabe ,,§ 53 Abs. 2 und 4" ersetzt. 

§3 
Inkrafttreten 

Diese Arbeitsrechtsregelung tritt am 1 . März 1993 in Kraft. 

Iserlohn, 
den 21 . Januar 1993 

Rheinisch-Westfälisch-Lippische 
Arbeitsrechtliche. Kommission 

Der Vorsitzende 
gez. Hildebrandt 

Änderung des Dienstrechts 
der kirchlichen Mitarbeiter 

Vom 21. Januar 1993 

§1 
Änderung der Nebenberufler-Ordnung 

Die Ordnung für den Dienst der nebenberuflich oder geringfü­
gig beschäftigten kirchlichen Mitarbeiter (NMitarbO) wird wie 
folgt geändert: 

In § 8 Abs. 1 Satz 3 werden die Worte "zwei Wochen" durch die 
Worte "einen Monat" ersetzt. 

§2 
Änderung der Küsterordnung 

Die Ordnung für den Dienst der Küster in Rheinland, Westfalen 
und Lippe (Küsterördnung - KüsterO) wird wie folgt geändert: 

In § 11 Abs. 1 Satz 3 werden die Worte "zwei Wochen" durch 
die Worte "einen Monat" ersetzt. 

§3 
Änderung der Ordnung für den Dienst 

nebenamtlicher Kirchenmusiker 

Die Ordnung für den Dienst nebenamtlicher Kirchenmusiker 
(NKMusO) wird wie folgt geändert: 

In § 14 Abs. 1 Satz 3 werden die Worte "zwei Wochen" durch 
die Worte "einen Monat" ersetzt. 

§4 
Inkrafttreten 

Diese Arbeitsrechtsregelung tritt am 1 . März 1993 in Kraft. 

Iserlohn, den 21. Januar 1993 

Rheinisch-Westfälisch-Lippische 
Arbeitsrechtliche Kommission 

Der Vorsitzende 
gez. Hildebrandt 

Änderung 
der Vergütungsgruppenpläne zum BAT -KF 

Vom 21. Januar 1993 

§1 
Änderung des Allgemeinen Vergütungsgruppenplans 

Der Allgemeine Vergütungsgruppenplan zum BAT-KF (AVGP.­
BAT-KF) wird wie folgt geändert: 

Folgende Vorbemerkung 14 wird angefügt: 
,,14. Auf Grund des Artikels 37 des Einigungsvertrages und 

der Vorschriften hierzu als gleichwertig festgestellte Ab­
schlüsse, Prüfungen und Befähigungsnachweise stehen 
ab dem Zeitpunkt ihres Erwerbs den in den Tätigkeits­
merkmalen geforderten entsprechenden Anforderungen 
gleich. Ist die Gleichwertigkeit erst nach Erfüllung zusätz­
licher Erfordernisse festgestellt worden, gilt die Gleich­
stellung ab der Feststellung." 

§2 
Änderung des Pflegepersonal~Vergütungsgruppenplans 

Der Vergütungsgruppenplan für Angestellte im Pflegedienst 
(Pflegepersonal-Vergütungsgruppenplan - PVGP,BAT -KF) 
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wird in den Vorbemerkungen zu den Abschnitten A und B wie 
folgt geändert: 

1. Folgende neue Nr.6 wird eingefügt: 
,,6. Auf Grund des Artikels 37 des Einigungsvertrages und der 

Vorschriften hierzu als gleichwertig festgestellte Abschlüs­
se, Prüfungen und Befähigungsnachweise stehen ab dem 
Zeitpunkt ihres Erwerbs den in den Tätigkeitsmerkmalen 
geforderten entsprechenden Anforderungen gleich. Ist die 
Gleichwertigkeit erst nach Erfüllung zusätzlicher Erforder­
nisse festgestellt worden, gilt die Gleichstellung ab der 
Feststellung .• 

2. Die bisherigen Nr. 6 und 7 werden die Nr. 7 und 8. 

§3 
Inkrafttreten 

Diese Arbeitsrechtsregelung tritt am 1 . März 1993 in Kraft. 

Iserlohn, den 21. Januar 1993 

Rheinisch-Westfälisch-Lippische 
Arbeitsrechtliche Kommission 

Der Vorsitzende 
gez. Hlldebrandt 

Gemeindepädagogenordnung 

Nr. 7997 Az. 13-9-1 Düsseldorf, 8. März 1993 

Im Kirchlichen Amtsblatt Nr. 1/1992 haben wir auf Seite 10 die 
Gemeindepädagogenordnung und zunächst die dazugehö­
rende Anlage 1 veröffentlicht. 

Nachstehend geben wir die bisher noch fehlenden Anlagen 
2 bis 4 zur Gemeindepädagogenordnung mit der Bitte bekannt, 
künftig nur noch diese Anlagen im Bedarfsfalle zu verwenden. 

Das Landeskirchenamt 

. Anlage2 
(zu § 4 Abs. 3) 

Praktikantenvertrag 

Der kirchliche Dienst ist durch den Auftrag der Verkündigung 
des Evangeliums in Wort und Tat bestimmt. Nach ihren Gaben, 
Aufgaben und Verantwortungsbereichen tragen die kirchlichen 
Mitarbeiter zur Erfüllung dieses Auftrages bei. Ihr gesamtes 
Verhalten im Dienst und außerhalb des Dienstes muß der Ver­
antwortung entsprechen, die sie als Mitarbeiter im Dienst der 
Kirche übernommen haben. Auf dieser Grundlage wird folgen­
der Vertrag geschlossen: 

§1 

Frau/Herr , geb. am , 
Konfession , wird während des Berufs-
praktikums, das der Erlangung der Anstellungsfähigkeit als 
Gemeindepädagogin / Gemeindepädagoge vorauszugehen 
hat, bei der Kirchengemeinde/dem 
Gemeindeverband/dem Gesamtverband/dem Kirchenkreis/ 
dem vorbehaltlich der 
Genehmigung durch den Kreissynodalvorstand beschäftigt. 

§2 

(1) Das Praktikantenverhältnis beginnt am _____ und 
endet mit Ablauf des _____________ _ 

(2) Die ersten drei Monate des Praktikantenverhältnisses sind 
Probezeit. 

§3 

Das Praktikantenverhältnis richtet sich 
1. nach dem Berufsbildungsgesetz vom 14. August 1969 

(BGBI. I S. 1112) in seiner jeweils geltenden Fassung, so­
weit es sich aus § 19 des Berufsbildungsgesetzes ergibt, 

2. nach der Ordnung über die Regelung der Arbeitsbedingun­
gen der Praktikantinnen/Praktikariten (PraktO) vom 11. 
April 1991 (KABI. S. 167) in der jeweils geltenden Fassung 
und 

3. nach der Ordnung für den Dienst der Gemeindepädagogen 
in der Evangelischen Kirche im Rheinland (Gemeindepäd­
agogenordnung) vom 17. Oktober 1991 (KABI. 1992 S. 10) 
in der jeweils geltenden Fassung. 

§4 

(1 ) Änderungen und· Ergänzungen dieses Praktikantenvertra­
ges sind nur wirksam, wenn sie schriftlich vereinbart werden. 

(2) Die Praktikantin/Der Praktikant erhält eine Ausfertigung 
dieses Vertrages. 

______________ ,den __________ __ 

(PraktikantlnlPraktlkant) 

(Arbeitgeber) 

Die genannten Vorschriften sind. in der Rechlssammlung der Evangelischen 
Kirche im Rheinland abgedruckt. Die Rechlssammlung kann im _____ __ 
eingesehen werden. 

Arbeitsvertrag 

Anlage 3 
(zu § 7 Abs. 1) 

Der kirchliche Dienst ist durch den Auftrag der Verkündigung 
des Evangeliums in Wort und Tat bestimmt. Nach ihren Gaben, 
Aufgaben und Verantwortungsbereichen tragen die kirchlichen 
Mitarbeiter zur Erfüllung dieses Auftrages bei. Ihr gesamtes 
Verhalten im Dienst und außerhalb des Dienstes muß der Ver­
antwortung entsprechen, die sie als Mitarbeiter im Dienst der 
Kirche übernommen haben. Auf dieser Grundlage wird folgen­
der Vertrag geschlossen: 

§1 

Frau/Herr , geb. am ________ _ 
Konfession , wird vom _____ _ 
an bei der Kirchengemeinde/dem 
Gemeindeverband/dem Gesamtverband/dem Kirchenkreis/ 
dem vorbehaltlich der 
Genehmigung durch das Landeskirchenamt als Gemeinde­
pädagogin/Gemeindepädagoge eingestelltlweiterbeschäftigt. 

§2 

(1) Für das Arbeitsverhältnis gelten 
1. die Bestimmungen der Ordnung über die Anwendung des 

Bundes-Angestelltentarifvertrages (BAT -Anwendungsord­
nung - BAT-AO) vom 26. Juni 1986 (KABI. S. 183) in der 
jeweils geltenden Fassung, 
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2. die sonstigen für die Angestellten im Bereich der Evangeli­
schen Kirche im Rheinland . beschlossenen arbeitsrechtli­
chen Bestimmungen in der jeweils geltenden Fassung, 

wie sie auf Grund des Kirchengesetzes über das Verfahren zur 
Regelung der Arbeitsverhältnisse der Mitarbeiter im kirchlichen 
Dienst (Arbeitsrechtsregelungsgesetz - ARRG) vom 19. Janu­
ar 1979 (KABI. S. 223) und seinen Änderungen geregelt sind. 

(2) Ferner gilt für das Arbeitsverhältnis die Ordnung für den 
Dienst der Gemeindepädagogen in der Evangelischen Kirche 
im Rheinland (Gemeindepädagogenordnung) vom 17. Okto­
ber 1991 (KABI. 1992 S. 10) in der jeweils geltenden Fassung. 

§3 

Die Aufgaben von Frau/Herm können 
in einer besonderen Dienstanweisung festgelegt werden. 

§4 

(1) Frau/Herr ist in die Vergütungs-
gruppe BAT-KF (Fallgruppe der Berufs-
gruppe 1.1 - Mitarbeiter in der Verkündigung, Seelsorge und 
Bildungsarbeit - des Allgemeinen Vergütungsgruppenplanes 
zum BAT -KF - AVGP . BAT -KF) eingruppiert. 
Frau/Herr . erhält ab ____ _ 
eine Vergütungsgruppenzulage nach der Anmerkung Nr. __ 
zur Fallgruppe des AVGP.BAT-KF. 

(2) Die durchschnittliche regelmäßige Arbeitszeit (einschließ­
lich Vorbereitungszeit) beträgt Stunden wöchentlich. 

§5 

Die Probezeit nach § 5 BAT-KF beträgt _____ Monate. 
Sie endet mit Ablauf des ____ _ 

§6 

Die zusätzliche Alters- und Hinterbliebenenversorgung richtet 
sich nach den Bestimmungen über die Kirchliche Zusatzver­
sorgungskasse Rheinland-Westfalen. 

§7 
(Nebenabreden) 

_______________ ,den ______ _ 

(Gemeindepädagoginl 
Gemeindepädagoge) 

(Arbeitgeber) 

Die genannten Vorschriften sind in der Rechtssammlung der Evangelischen 
Kirche im Rheinland abgedruckt. Die Rechtssammlung kann im ___ _ 
eingesehen werden. 

Muster-Dienstanweisung 1 

Anlage 4 
(zu § 9 Abs. 1) 

für die Gemeindepädagogin/den Gemeindepädagogen 

Jesus Christus hat Ihnen seine Verheißung zugesagt. Ihnen gilt 
wie allen kirchlichen Mitarbeitem der Auftrag, den der Herr sei­
ner Kirche gegeben hat. 
Jesus Christus spricht: Nicht ihr habt mich erwählt, sondem ich 
habe euch erwählt und dazu eingesetzt, daß ihr hingehet und 
Frucht bringt und daß eure Frucht bleibt (Joh. 15, 16). Dieser 

Zuspruch ermutige Sie, sich in die Dienstgemeinschaft einzu­
fügen, Ihre Aufgaben sorgfältig zu erfüllen, am Leben Ihrer Ge­
meinde teilzunehmen und Ihre Lebensführung nach christli­
chen Maßstäben zu richten. 

Nachdem das Presbyterium 1 Sie als Gemeindepädagogin/als 
Gemeindepädagogen eingestellt hat, wird über Ihren Dienst 

. folgendes bestimmt: 

§1 

Ihre Arbeit soll der Gemeinde 1 helfen, den Auftrag der Kirche in 
Zeugnis, Gemeinschaft und Dienst wahrzunehmen und Ange­
bote entwickeln, die ein gemeinsames Leben, Lemen und 
Handeln aus dem Glauben heraus unterstützen. 

§2 

Sie sind dem Presbyterium 1 unterstellt. Ihre Aufgaben nehmen 
Sie im Rahmen der Weisungen seines Vorsitzenden und des 
__________ (z. B. Vorsitzenden eines Bezirks­
oder Fachausschusses, Bezirkspfarrer) wahr. 
(Soweit die Dienst- und/oder Fachaufsicht besonders bestimmt wer­
den soll, sind hier die entsprechenden Regelungen aufzunehmen.) 

§3 

(1) Im einzelnen werden Ihnen folgende Aufgaben übertragen: 
(Die Aufgaben sind aus § 8 der Gemeindepädagogenordnung auszu­
wählen und klar zu umgrenzen. Dabei sind die Bedürfnisse des Arbeit­
gebers und die Befähigung der Gemeindepädagogin/des Gemeinde­
pädagogen zu berücksichtigen.) 

(2) Das Presbyterium 1 kann Ihnen weitere, auch übergemeind­
liche Aufgaben übertragen. 

§4 

Wenn wichtige Angelegenheiten Ihres Arbeitsbereichs verhan­
delt werden, sollen Sie mit beratender Stimme an der Sitzung 
des Presbyteriums1 oder des Fach- oder Bezirksausschusses . 
teilnehmen, sofern Sie ihm nicht ohnehin angehören. 

§5 

Das Presbyterium1 erwartet von Ihnen, daß sie sich für Ihren 
Dienst fortbilden (§ 10 der Gemeindepädagogenordnung). 

§6 

Diese Dienstanweisung bedarf der Genehmigung durch den 
Superintendenten. Sie kann durch Beschluß des Presbyteri­
ums 1 geändert oder ergänzt werden. Änderungen oder Ergän­
zungen der Dienstanweisung bedürfen ebenfalls der Geneh­
migung durch den Superintendenten. 

_________________ ,den _________ _ 

Gesehen: 

(Gemeindepädegoginl 
Gemeindepädagoge) 

Das Presbyterium 1 

der Ev. Kirchengemeinde 

1 Angaben, die sich in dieser Dienstanweisung auf die Kirchengemeinde bezie­
hen, sind für Gemeindepädagoginnen und Gemeindepädagogen im Dienst 
eines Gemeinde-, Gesamt-, Kirchenkreis- oder Stadlkirchenverbandes sowie 
der Kirchenkreise entsprechend zu ändern bzw. zu ergänzen. 
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Satzung 
des Fachausschusses für Frauenfragen 

des Kirchenkreises Bad Godesberg 

Auf Grund von Artikel 152 Absatz 3 der Kirchenordnung der 
Evangelischen Kirche im Rheinland hat die Kreissynode des 
Kirchenkreises Bad Godesberg am 14. November 1992 fol­
gende Satzung für den Fachausschuß für Frauenfragen be-
schlossen: . 

Präambel 

Mit Beschluß der Landessynode 1991 werden die Kirchenkrei­
se und Gemeinden gebeten, die Arbeit an Fragen, die Frauen 
im Blick auf ihre Kirche bewegen zu dem angestrebten Ziel der 
Gemeinschaft von Männem und Frauen in der Kirche weiterzu­
führen. Dies erfordert 
a) die inhaltliche Auseinandersetzung auf allen Ebenen der 

Kirchenkreise, 
b) die Begleitung und Unterstützung der Arbeit der Frauenbe­

auftragten auf Kirchenkreisebene. 
Zur Verwirklichung dieser Aufgaben wird ein Fachausschuß 
gebildet. 

§1 

Gesamtverantwortung der Kreissynode und des Kreissynodal­
vorstandes 
1. Die Kreissynode und der Kreissynodalvorstand tragen die 

Gesamtverantwortung für den Dienst des Kirchenkreises 
auch im Bereich Frauenarbeit. Sie sind zuständig für die 
Grundsatzentscheidung über Planung, Zielsetzung und 
Durchführung kirchlicher Frauenarbeit auf Kirchenkreis­
ebene. 

2. Die Kreissynode und der Kreissynodalvorstand können 
Entscheidungen des Ausschusses im Einzelfall an sich zie­
hen und Beschlüsse des Ausschusses im Einzelfall ändem 
und aufheben. 

§2 

Unbeschadet der in § 1 festgelegten Gesamtverantwortung der 
Kreissynode hat der Ausschuß folgende Aufgaben: 
1. Beratung des Kreissynodalvorstandes und der Kreissynode 

in Fragen, die Frauen im Kirchenkreis betreffen, 
2. Beratung, Unterstützung der Frauenbeauftragten des Kir­

chenkreises bei allen ihr Obliegenden Aufgaben und Wahr­
nehmung der Fachaufsicht, 

3. Zusammenarbeit mit dem Frauenreferat der Landeskirche, 
4. Beratung bei der Aufstellung des Haushaltsplanes und Ver­

fügung über die von der Kreissynode bereitgestellten Mittel 
für die Frauenarbeit im Rahmen der kirchlichen Verwal­
tungsvorschriften, 

5. Jährliche Berichterstattung über den Stand der Arbeit an die 
Kreissynode. 

§3 

Zur Verwirklichung seiner Aufgaben erhält der Fachausschuß 
folgende Rechte: 
1. Der Fachausschuß ist zu hören bei der Einstellung von Mit­

arbeiterinnen tür das Amt der Frauenbeauftragten des Kir­
chenkreises, 

2. Antragsrecht an die Kreissynode und den Kreissynodalvor­
stand, 

3. Anhörungsrecht bei Beratungen des Kreissynodalvorstan­
des in Frauenfragen, 

4. Die Vorsitzende hat Sitz und Stimme in der Kreissynode, 
5. Der Fachausschuß kann für die Wahrnehmung seiner Auf­

gaben Auskünfte von den Kirchengemeinden erbitten. 

§4 

Dem Fachausschuß gehören an: 
a) Je eine Vertreterin aus den Kirchengemeinden des Kir­

chenkreises. Für diese Vertreterin ist je Kirchengemeinde 
eine Stellvertreterin zu benennen, die, soweit sie nicht die 
Stellvertretung wahmimmt, mit beratender Stimme an den 
Sitzungen des Fachausschusses teilnehmen kann. Die Be­
rufung erfolgt durch die Kreissynode auf Vorschlag der Kir­
chengemeinden. 

b) Die von der Kreissynode berufene Synodalbeauftragte für 
die Frauenarbeit gemäß Artikel 153 der Kirchenordnung. 

c) Vom Fachausschuß benannte sachkundige Männer und 
Frauen, die sich in besonderem Maße mit der Frauenarbeit 
befassen und zum Presbyteramt befähigt sind, z. B. Vertre­
terinnen der Frauenhilfe, Vertreterinnen evangelischer 
Schwesternschaften und hauptamtlich bei der Kirche be­
schäftigter Frauen. Die Berufung erfolgt durch die Kreissyn­
ode. Es ist Sorge zu tragen, daß Mitglieder der Kreissynode 
angemessen vertreten sind. 

Die Frau~mbeauftragte des Kirchenkreises nimmt an den Sit­
zungen mit beratender Stimme teil. Andere Mitarbeiterinnen 
können zu bestimmten Fragen aus ihrem Bereich beratend 
hinzugezogen werden. Sachkundige Gäste können zu be­
stimmten Fragen beratend hinzugezogen werden. 

§5 

Arbeitsweise des Fachausschusses: 
1. Der Fachausschuß tritt regelmäßig, mindestens sechsmal 

im Jahr, zusammen. Er muß einberufen werden, wenn min­
destens ein Drittel der Mitglieder oder der Kreissynodalvor­
stand es verlangen. 

2. Die Sitzungen werden von der Vorsitzenden oder ihrer 
Stellvertreterin geleitet. Die Einladungen erfolgen mit Anga­
be der Tagesordnung mindestens eine Woche vor der Sit­
zung. 

3. Der Fachausschuß ist beschlußfähig bei Anwesenheit von 
mehr als der Hälfte seiner Mitglieder. 

4. Beschlüsse bedürfen der einfachen Mehrheit der anwesen­
den stimmberechtigten Mitglieder. 

5. Die Sitzungen sind öffentlich. Die öffentlichkeit kann durch 
Beschluß bei bestimmten Tagesordnungspunkten ausge­
schlossen werden. Bei Fragen, die ihrer Natur nach vertrau­
lich sind, ist die öffentlichkeit auszuschließen. Sie muß aus­
geschlossen werden, wenn Angelegenheiten gemäß § 3 
Absatz 1 der Satzung beraten werden. 

6. Ober die Sitzungen ist eine Niederschrift anzufertigen, die 
den Mitgliedem und dem Kreissynodalvorstand zuzusen­
denist. 

§6 
Inkrafttreten 

Diese Satzung tritt mit dem Tage der kirchenaufsichtlichen Ge­
nehmigung in Kraft. 

Bonn-Bad Godesberg, den 14. November 1992 

(Siegel) 

(Siegel) 
Nr.147811 

. Der Kreissynodalvorstand des 
Kirchenkreises 

Bonn-Bad Godesberg 
gez. Unterschriften 

Genehmigt 

Düsseldorf, den 25. Februar 1993 

Evangelische Kirche im Rheinland 
Das Landeskirchenamt 
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Satzung 
des synodalen Ausschusses "Frau und Kirche" 

des Kirchenkreises Gladbach 

Auf Grund des Artikels 152 Absatz 3 der Kirchenordnung der 
Evangelischen Kirche im Rheinland hat die Kreissynode des 
Kirchenkreises Gladbach am 7. November 1992 folgende Sat­
zung für den synodalen Ausschuß "Frau und Kirche" beschlos­
sen: 

Präambel 

Nach dem Beschluß der Landessynode 1991 sollen Kirchen­
kreise und Gemeinden die Arbeit an Fragen, die Frauen mit 
Blick auf ihre Kirche bewegen, zu dem angestrebten Ziel der 
Gemeinschaft von Frauen und Männern in der Kirche weiter­
führen. 

Dies erfordert gemäß dem Beschluß 66.B der Landessynode 
1991 für die Arbeit in den Kirchenkreisen : 
"a) die inhaltliche Auseinandersetzung auf allen Ebenen des 

Kirchenkreises, 
b) nach Möglichkeit die Einrichtung hauptamtlicher Frauen­

referate auf Kirchenkreisebene oder im regionalen Ver­
bund." 

Im Kirchenkreis Gladbach besteht ein Fachausschuß, der die 
in § 2 genannten Aufgaben wahrnimmt. 

§1 

Gesamtverantwortung der Kreissynode und des Kreissynodal­
vorstandes 
1. Die Kreissynode und der Kreissynodalvorstand tragen die 

Gesamtverantwortung für den Dienst des Kirchenkreises, 
so auch die im Bereich der Frauenarbeit. Sie sind zuständig 
tür die Grundsatzentscheidung über Planung, Zielsetzung 
und Durchführung kirchlicher Frauenarbeit auf Kirchen­
kreisebene. 

2. Die Kreissynode und der Kreissynodalvorstand können 
nach Anhörung von Mitgliedern des Ausschusses dessen 
Beschlüsse ändern oder aufheben. 

§2 

Unbeschadet der in § 1 festgelegten Gesamtverantwortung der 
Kreissynode und des Kreissynodalvorstandes hat der Aus­
schuß folgende Aufgaben: 
1. Beratung des Kreissynodalvorstandes und der Kreissynode 

in Fragen der Frauenarbeit im Kirchenkreis, 
2. Beratung der Gemeinden im Kirchenkreis in den Fragen der 

Frauenarbeit, 
3. Beteiligung bei den Visitationen der Gemeinden, 
4. Beratung der Konzeption der synodalen Frauenarbeit, 
5. Zusammenarbeit mit den Fachausschüssen der benach­

barten Kirchenkreise und dem Frauenreferat der Landeskir­
che, 

6. Planung und Durchführung von kreiskirchlichen Veranstal­
tungen zu Frauenfragen, 

7. Beratung bei der Aufstellung des kreiskirchlichen Haus­
haltsplanes und Verfügung über die von der Kreissynode 
bereitgestellten Mittel für die Frauenarbeit, 

8. Jährliche Berichterstattung über den Stand der Arbeit des 
Ausschusses an die Kreissynode. . 

§3 

Zur Verwirklichung seiner Aufgaben erhält der Ausschuß fol­
gende Rechte: 
1. Antragsrecht an die Kreissynode, 

2. Anhörungsrecht bei Beratungen der Kreissynode und des 
Kreissynodalvorstandes zu Frauenfragen, 

3. Entsendung der Delegierten in die landeskirchliche Frauen­
versammlung. 

§4 

Dem Fachausschuß gehören an: 
1. die vom Kreissynodalvorstand berufene Fachvertreterin für 

Frauenhilfe gemäß Art. 141 Abs. 2e der Kirchenordnung, 
2. 18 von der Kreissynode berufene Frauen, davon sollen 

zehn aus den Vorschlägen der Frauenversammlung ge­
wählt werden. 

Insgesamt sind mindestens fünf Vertreterinnen aus der Mitte 
der Kreissynode zu wählen. 

§5 

Die Arbeitsweise Qes Ausschusses: 
1. Der Ausschuß tritt regelmäßig, mindestens sechsmal im 

Jahr, zusammen. Er muß einberufen werden, wenn wenig­
stens ein Drittel der Mitglieder oder der Kreissynodalvor­
stand es verlangen. 

2. Die Sitzungen werden in der Regel von der Vorsitzenden 
des Ausschusses geleitet und von ihr, zusammen mit ihren 
beiden Vertreterinnen, vorbereitet. Die Einladungen erfol­
gen mit Angabe der Tagesordnung zwei Wochen vor der 
Sitzung. 

3. Der Ausschuß ist beschlußfähig bei Anwesenheit von mehr 
als der Hälfte seiner Mitglieder. 

4. Beschlüsse werden mit einfacher Mehrheit gefaßt. 
5. Der Ausschuß führt seine Geschäfte gemäß der von der 

Kreissynode erlassenen Geschäftsordnung. 

§6 

Diese Satzung tritt nach kirchenaufsichtlicher Genehmigung 
mit der Veröffentlichung im Kirchlichen Amtsblatt in Kraft. 

Änderungen der Satzung müssen von der Kreissynode be­
schlossen werden und bedürfen der kirchenaufsichtlichen Ge­
nehmigung. 

Mönchengladbach, den 7. November 1992 

(Siegel) 

(Siegel) 
Nr. 1940 

Der Kreissynodalvorstand des 
Kirchenkreises Gladbach 

gez. Unterschriften 

Genehmigt 

Düsseldorf, den 26. März 1993 

Evangelische Kirche im Rheinland 
Das Landeskirchenamt 



118 Kir<;.hIiches Amtsblatt der Evangelischen Kirche im Rheinland - Nr. 4 vom 21. April 1993 

Satzung . 
des fachausschusses für Jugendarbeit 

im Kirchenkreis Wied 

Die Kreissynode des Kirchenkreises Wied hat am 2. November 
1992 gemäß Artikel 155 in Verbindung mit Art. 152 der Kirchen­
ordnung folgende Satzung beschlossen: 

Präambel 

Die evangelische Kinder- und Jugendarbeit im Kirchenkreis 
Wied geschieht im Rahmen des Dienstes, der der Kirche Jesu 
Christi von ihrem Herrn an jungen Menschen aufgetragen ist. 

Die Arbeit vollzieht sich in unterschiedlichen Formen und An­
geboten und geschieht um der Kinder und Jugendlichen willen. 
Sie will in allen ihren Formen dazu beitragen, christlichen Glau­
ben miteinander zu leben. Unbeschadet der Verantwortung der 
jeweiligen Kirchengemeinden für die örtliche Jugendarbeit för­
dert die Kreissynode Kinder- und Jugendarbeit auf synodaler 
Ebene und bildet zur Erfüllung dieser Aufgaben einen Fach­
ausschuß, den "Synodalen Jugendausschuß". 

§1 
Gesarntverantwortung der Kreissynode 

und des Kreissynodalvorstandes 

(1) Die Kreissynode und der Kreissynodalvorstand tragen die 
Gesamtverantwortung für den Dienst des Kirchenkreises auch 
im Bereich der Kinder- und Jugendarbeit. Die Kreissynode 
bzw. der Kreissynodalvorstand sind für die Grundsatzentschei­
dungen über Planung, Zielsetzung und Durchführung der 
kreiskirchlichen Kinder- und Jugendarbeit verantwortlich. 

(2) Der Kreissynodalvorstand kann die Entscheidungen des 
Ausschusses im Einzelfall an sich ziehen und Beschlüsse des 
Ausschusses aufheben oder ändern. 

§2 
Zusammensetzung des Fachausschusses 

(1) Dem Fachausschuß für Jugendarbeit gehören in der Regel 
an: 
1. Der Synodalbeauftragte/die Synodal~auftragte für Ju­

gendarbeit und der Synodalbeauftragte/die Synodalbeauf­
tragte für Kindergottesdienst; 

2. die leitenden Mitarbeiter/Mitarbeiterinnen der Kinder- und 
Jugendarbeit des Kirchenkreises; 

3. mindestens sechs ehrenamtliche Vertreter und Vertreterin­
nen der Kinder- und Jugendarbeit der Kirchengemeinden 
im Kirchenkreis; 

4. zwei hauptamtliche Mitarbeiter/Mitarbeiterinnen der Kin-
der-und Jugendarbeit der Gemeinden. 

Das Verhältnis von haupt- und ehrenamtlichen Mitarbeitern 
sollte ausgeglichen sein. 

(2) Die Kirchengemeinden, die Delegiertenrunde, bestehend 
aus den ehrenamtlichen VertretemNertreterinnen der ge­
meindlichen Kinder- und Jugendarbeit, und die Hauptamtli­
chenrunde, bestehend aus den hauptamtlichen Mitarbeitern/ 
Mitarbeiterinnen der gemeindlichen Kinder- und Jugendarbeit, 
schlagen dem Nominierungsausschuß der Synode die für den 
Fachausschuß zu wählenden Mitglieder vor. Dabei sollten et­
wa 1/3 der Mitglieder des Ausschusses der Kreissynode ange­
hören. 

(3) Die Mitglieder des Ausschusses werden von der Kreissyn­
ode für deren Amtsdauer gewählt. 

(4) Der Kreissynodalvorstand ist zu den Sitzungen einzuladen. 

§3 
Aufgaben des Ausschusses 

1. Fachliche Leitung der Dienste und Einrichtungen der Kin­
der- und Jugendarbeit auf kreiskirchlicher Ebene (Evan­
gelische Jugendzentrale) ; 

2. Beratung der Kreissynode und des Kreissynodalvorstan­
des in Fragen der Kinder- und Jugendarbeit; 

3. Angebot der Beratung für die Gemeinden des Kirchenkrei­
ses in Fragen der Kinder- und Jugendarbeit; 

4. Beratung und Erstellung der Konzeption der synodalen 
Kinder- und Jugendarbeit; 

5. Unterstützung der hauptamtlichen Mitarbeiter/Mitarbeite­
rinnen sowie der ehrenamtlichen Mitarbeiter/Mitarbeite­
rinnen für Kinder- und Jugendarbeit der Gemeinden im 
Kirchenkreis; 

6. Planung und Mitarbeit bei kreiskirchlichen Veranstaltun­
gen der Kinder-und Jugendarbeit (Jugendgottesdienste, 
Jugendtage, Mitarbeiter/Mitarbeiterinnen-Seminare, Frei­
zeiten, sonstige Veranstaltungen); 

7. Koordinierung und Förderung der Zusammenarbeit der 
verschiedenen Formen von Kinder- und Jugendarbeit im 
Kirchenkreis ; 

8. Förderung der ökumenischen Begegnung in der Kinder­
und Jugendarbeit; 

9. Beratung über den im Rahmen des kreiskirchlichen Haus­
haltsplanes jährlich aufzustellenden Jugendetat; 

10. Verfügung über die im Rahmen des Jugendetats bereitge­
stellten Mittel, im Einzelfall bis zu 500,- DM. Ober die Ver­
wendung eingegangener Spenden verfügt der Ausschuß 
in freier Verantwortung unter Beachtung ihrer jeweiligen 
Zweckbestimmung. Die Beträge sind über den ordentli­
chen Haushalt abzuwickeln; 

11. Beratung des Kreissynodalvorstandes bei der Einstellung 
der synodalen Mitarbeiter/Mitarbeiterinnen für die Kinder­
und Jugendarbeit; 

12. Vorschlagsrecht für die Bestellung der VertreterNertrete­
rinnen des Kirchenkreises in öffentlichen und kirchlichen 
Gremien der Kinder- und Jugendarbeit; 

13. Zusammenarbeit mit den freien und öffentlichen Trägem 
der Jugendhilfe und deren Verbänden im Bereich des Kir­
chenkreises; 

14. Antragsrecht an die Kreissynode und den Kreissynodal­
vorstand in Fragen der Kinder- und Jugendarbeit im Kir­
chenkreis; 

15. Anhörungsrecht bei Beratungen der Kreissynode und des 
Kreissynodalvorstandes in Fragen der Kinder- und Ju­
gendarbeit. 

§4 
Vorsitz im Fachausschuß 

(1) Der Vorsitzende/die Vorsitzende und der Stellvertreter/die 
Stellvertreterin werden von der Kreissynode gewählt. Die 
Dienstaufsicht über die hauptamtlichen Mitarbeiter/Mitarbeite­
rinnen des Kirchenkreises obliegt dem Superintendenten. Die 
Fachaufsicht über dieselben übt der Vorsitzende/die Vorsit­
zende des Fachausschusses aus. 

(2) Der/die Vorsitzende - im Verhinderungsfall der Stellvertre­
ter/die Stellvertreterin sorgt für die Ausführung der Beschlüsse 
des Fachausschusses. Hierbei unterstützen ihn/sie die haupt­
amtlichen Mitarbeiter/Mitarbeiterinnen des Kirchenkreises. Er/ 
sie kann sich dabei der Verwaltung des Kirchenkreises bedie­
nen. 
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§5 
Arbeitsweise des Fachausschusses 

(1) Der Ausschuß tritt mindestens viermal im Jahr zusammen. 
Er muß einberufen werden, wenn mindestens ein Drittel der 
Mitglieder oder der Kreissynodalvorstand dies verlangen. 

(2) Die Sitzungen werden von dem Vorsitzenden/der Vorsit­
zenden oder dem Stellvertreter/der Stellvertreterin vorbereitet 
und einberufen. Die Einladungen erfolgen unter Angabe der 
Tagesordnung mindestens eine Woche vor der Sitzung. 

(3) Der Ausschuß ist beschlußfähig bei Anwesenheit von mehr 
als der Hälfte seiner Mitglieder. 

(4) Die Sitzungen des Ausschusses sind in der Regel nicht öf­
fentlich. 

(5) Beschlüsse bedürfen der einfachen Mehrheit der anwesen­
den stimmberechtigten Mitglieder. 

(6) Ober die Sitzung ist eine Niederschrift anzufertigen, die von 
dem Protokollführer/der Protokollführerin und von dem/der 
Vorsitzenden zu unterzeichnen ist. Sie ist allen Ausschußmit­
gliedern und dem Kreissynodalvorstand zuzusenden. 

§6 
Inkrafttreten 

(1) Diese Satzung tritt nach Genehmigung durch das Landes­
kirchenamt mit Veröffentlichung im Kirchlichen Amtsblatt in 
Kraft. 

(2) Die Änderung und Aufhebung dieser Satzung bedarf der 
Beschlußfassung durch die Kreissynode und der kirchenauf­
sichtlichen Genehmigung durch das Landeskirchenamt. 

Neuwied, den 2. November 1992 

(Siegel) 

(Siegel) 
Nr. 1500 ÄZ. 31 Wied 1 

Der Kreissynodalvorstand des 
Kirchenkreises Wied 
gez. Unterschriften 

Genehmigt 

Düsseldorf, den 26. Februar 1993 

Evangelische Kirche im Rheinland 
Das Landeskirchenamt 

Satzung 
zur Gliederung und Arbeit der Fachausschüsse 
für die Evangelische Kirchengemeinde Kleve 

§1 
Presbyterium und Fachausschüsse 

(1) Das Presbyterium trägt die Verantwortung für den Dienst 
der ganzen Kirchengemeinde. Es ist das Leitungsorgan der 
Kirchengemeinde. 

(2) Das Presbyterium bildet für bestimmte Arbeitsgebiete für 
den Gesamtbereich der Kirchengemeinde folgende Fachaus­
schüsse: 

a)Bauausschuß 
b) Diakonieausschuß 

c) Finanz- und Geschäftsausschuß 
d) Jugendausschuß 
e) Kindergartenausschuß 

Die Bildung weiterer Fachausschüsse ist nur durch Abände­
rung dieser Satzung möglich. Das Presbyterium und die Fach­
ausschüsse unterstützen sich gegenseitig bei der Wahrneh­
mung ihrer Aufgaben. 

(3) Das Presbyterium überträgt Aufgaben auf die Fachaus­
schüsse nach Maßgabe dieser Satzung und koordiniert deren 
Arbeit. 
Es kann die Entscheidung im Einzelfall an sich ziehen und Be­
schlüsse der Ausschüsse aufheben oder ändern. Bei Mei­
nungsverschiedenheiten zwischen den Ausschüssen ent­
scheidet das Presbyterium. Dem Presbyterium bleiben alle 
Entscheidungen vorbehalten, für die eine kirchenaufsichtliehe 
Genehmigung und Bestätigung vorgeschrieben ist. 

(4) Das Presbyterium führt die Aufsicht über die Fachaus­
schüsse. Die aufsichtlichen Befugnisse des Superintendenten, 
des Kreissynodalvorstandes und der Kirchenleitung gemäß 
den Bestimmungen der Kirchenordnung bleiben. 

(5) Das Presbyterium bildet weitere Ausschüsse für bestimmte 
Aufgaben (z. B. Redaktionsausschuß, Ausschuß für Verkündi­
gung und Gottesdienst). Diesen Ausschüssen können Ent­
scheidungsbefugnisse nicht übertragen werden. 

§2 
Gemeinsame Bestimmungen für die Fachausschüsse 

(1) Die Mitglieder der Fachausschüsse sind jeweils in der er­
sten Sitzung des neu gebildeten Presbyteriums zu wählen. 

(2) Das Presbyterium bestimmt in der Regel die Vorsitzenden 
der Fachausschüsse und deren Stellvertreter/Stellvertreterin­
nen. Den Vorsitz im Finanz- und Geschäftsausschuß führt der 
Finanzkirchmeister/die Finanzkirchmeisterin, im Bauaus­
schuß der Baukirchmeister/die Baukirchmeisterin, im Verhin­
derungsfall deren Stellvertreter/Stellvertreterinnen. Zu Fach­
ausschußvorsitzenden und zu deren Stellvertretem/Stellver­
treterinnen können nur Mitglieder des Presbyteriums berufen 
werden. 

(3) Für die Arbeit der Fachausschüsse gelten die Artikel 116-
124 der Kirchenordnung sinngemäß. 

(4) In den Fällen von § 4 Abs. 2 und 3 der Satzung können die 
Fachausschüsse die Kirchengemeinde im Rechtsverkehr ver­
treten. 

§3 
Zusammensetzung der Fachausschüsse 

(1) In die Fachausschüsse werden vom Presbyterium ge~ählt: 
a) Pfarrer/Pfarrerinnen, 
b) Presbyter/Presbyterinnen, einschließlich der ins Presby­

terium gewählten Mitarbeiter/Mitarbeiterinnen, die in dem 
betreffenden Arbeitskreis tätig sind, 

c) Sachkundige Gemeindeglieder, 
d) Haupt- und nebenamtliche Mitarbeiter/Mitarbeiterinnen, 

die in dem betreffenden Arbeitsgebiet tätig sind, auf Vor­
schlag der Mitarbeiter/Mitarbeiterinnen dieses Arbeitsge­
bietes. 

(2) Die in die Fachausschüsse (ausgenommen Jugendaus­
schuß) gewählten Gemeindeglieder müssen die Befähigung 
zum Presbyteramt besitzen. Beschlüsse des Jugendaus­
schusses sind nur wirksam, wenn mehr als die Hälfte der Mit­
wirkenden volljährig sind. 
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§4 
Aufgaben der Fachausschüsse 

(1) Die Fachausschüsse beraten das Presbyterium in Angele­
genheiten ihres Arbeitsgebietes. Sie unterstützen sich gegen­
seitig bei der Wahrnehmung ihrer Aufgaben. Bestimmte der in 
Abs. 2 dieses Paragraphen genannte Aufgaben können Fach­
ausschüsse unter Beachtung von Abs. 3 selbständig wahrneh­
men. 

(2) Die Fachausschüsse setzen sich wie folgt zusammen und 
ihnen werden unter Beachtung von § 1 der Satzung nachste­
hende Einzelaufgaben und Zuständigkeiten übertragen: 

a) Bauausschuß 
Mitglieder des Ausschusses sind: 
- Baukirchmeister/Baukirchmeisterin 
- Stellvertreter /Stellvertreterin 
- drei weitere Mitglieder des Presbyteriums 
- bis zu zwei sachkundige Gemeindeglieder. 
Vorbereitung von Neubau- und Umbaumaßnahmen, überwa­
chung von Baumaßnahmen und Bausanierungen, jährliche 
Begehung von Gemeindegrundstücken und Vorschläge über 
deren Verwendung, Sorge für die Instandhaltung und Instand­
setzung der Gebäude, Prüfung der vorgelegten öffentlichen 
Bebauungspläne und ggf. Vorbereitung einer Stellungnahme 
des Presbyteriums, Vorbereitung der An- und Vermietung von 
Grundstücken und Gebäuden. 

b) Diakonieausschuß 
Mitglieder des Ausschusses sind: 
- bis zu sieben Mitglieder des Presbyteriums 
- bis zu sechs sachkundige Gemeindeglieder 
Die Anzahl der Mitglieder des Presbyteriums muß höher sein, 
als die der sachkundigen Gemeindeglieder. 
Verantwortung für Planung und Durchführung von Diakoni­
schen Aufgaben, Zusammenarbeit mit dem Diakonischen 
Werk im Kirchenkreis Kleve e. V. und anderen Trägern diakoni­
scher Einrichtungen, Kontakte zu Sozialbehörden und ähnli­
chen Einrichtungen. 

c) Finanz- und Geschäftsausschuß 
Mitglieder des Ausschusses sind: 
- VorsitzendeNorsitzender des Presbyteriums 
- stellvertretende Vorsitzende/stellvertretender Vorsitzender 

des Presbyteriums 
- Kirchmeister/Kirchmeisterin 
- stellvertretender Kirchmeister /stellvertretende 

Kirchmeisterin 
- Baukirchmeister /Baukirchmeisterin 
- bis zu drei weitere Mitglieder des Presbyteriums 
- bis zu zwei sachkundige Gemeindeglieder. 
Vorbereitung zur Feststellung des Haushaltsplanes der Kir­
chengemeinde Kleve in Zusammenarbeit mit den kassenfüh­
renden Stellen (Rentamt, Gemeindebüro); überwachung der 
Durchführung des Haushaltsplanes; Bericht an das Presby­
terium (wenigstens einmal jährlich und bei Bedarf) über den 
Stand der Einnahmen und Ausgaben; Vorbereitung von Aus­
gabenvorhaben für das Presbyterium, die nicht durch Haus­
haltsplanansätze gedeckt sind; Aufstellung der Tagesordnung 
und Vorbereitung der Beschlußvorlagen für das Presbyterium, 
unter Einbeziehung der bis zu den jeweiligen Sitzungsterminen 
des FGA vorliegenden Anträge und Beschlüsse der übrigen 
Fachausschüsse und der sonstigen Ausschüsse. 

d) Jugendausschuß 
Mitglieder des Ausschusses sind: 
- bis zu fünf Mitglieder des Presbyteriums 
- Jugendleiter / Jugendleiterin 

- ein sachkundiges Gemeindeglied 
- bis zu zwei Vertreter der Jugendmitarbeiter/Jugend-

mitarbeiterinnen. 
Die Anzahl der Mitglieder des Presbyteriums muß höher sein 
als die aller anderen Mitglieder des Jugendausschusses. 
Vorbereitung von Personalentscheidungen; Beratung und 
Entscheidung über Programme und Veranstaltungen der Ju­
gendarbeit. 

e) Kindergartenausschuß 
Mitglieder des Ausschusses sind: 
- leiter/leiterin des Kindergartens 
- drei Mitglieder des Presbyteriums 
- ein sachkundiges Gemeindeglied. 
Vorbereitung von Personalentscheidungen, Beratung und Ent­
scheidung über die Grundsätze der Aufnahme von Kindern, 
Festlegung der Öffnungszeiten und der Ferienordnung. 

(3) Die Fachausschüsse können im Einzelfall über solche 
Haushaltsmittel verfügen, die im Haushaltsplan der Kirchenge­
meinde ausdrücklich für die Arbeitsgebiete der jeweiligen 
Fachausschüsse vorgesehen sind (§ 8 Abs. 1 VO) und zwar: 
Finanz- und Geschäftsausschuß: bis 5.000,- DM 
Bauausschuß: bis 5.000,- DM 
übrige Fachausschüsse: bis 1.000,- DM. 
Die Ausgaben dürfen 50 % des jeweiligen Etatansatzes in der 
Regel nicht überschreiten. Eine Umgehung dieser Bestim­
mung durch eine Aufteilung in mehrere Einzelaufträge ist nicht 
statthaft. 
über- und außerplanmäßige Ausgaben müssen vom Presby­
terium beschlossen werden. 

§5 
Ausführung von Beschlüssen, 
Führung des Schriftverkehrs 

(1) Die Ausführung der Beschlüsse des Presbyteriums und der 
Fachausschüsse obliegt den jeweiligen Vorsitzenden und bei 
deren Verhinderung den stellvertretenden Vorsitzenden. 

(2) Die Vorsitzenden des Presbyteriums und der Fachaus­
schüsse, bei deren Verhinderung die stellvertretenden Vorsit­
zenden, führen den Schriftwechsel für ihren Aufgabenbereich. 
Der Schriftwechsel der Ausschüsse mit kirchenaufsichtlichen 
Behörden ist über den Vorsitzenden/die Vorsitzende des Pres­
byteriums zu leiten. § 1 Abs. 2 Satz 3 bleibt unberührt. 

§6 
Schlußbestimmung 

(1) Diese Satzung tritt nach Anhörung des Kreissynodalvor­
standes und nach kirchenaufsichtlicher Genehmigung sowie 
Veröffentlichung im Kirchlichen Amtsblatt in Kraft. 
Die bisher bestehende Satzung (veröffentlicht im KASt. 1988 
S. 4 und 5) tritt ab diesem Zeitpunkt außer Kraft. 

(2) Änderungen dieser Satzung sind durch Beschluß des Pres­
byteriums und mit Genehmigung der Kirchenleitung möglich. 

(3) Diese Satzung und deren Änderungen sind im Kirchlichen 
Amtsblatt zu veröffentlichen. 

Kleve, den 15. Februar 1993 

(Siegel) 
Das Presbyterium der 

Ev. Kirchengemeinde Kleve 
gez. Unterschriften 

Düsseldorf, den 22. März 1993 Genehmigt 

(Siegel) Evangelische Kirche im Rheinland 
Nr. 6451 Das landeskirchenamt 
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Satzung 
für die Diakoniestation (Sozialstation) 
der Evangelischen Kirchengemeinden 

in Wermelskirchen 

Auf der Grundlage des § 3 des Kirchengesetzes betr. die Zu­
sammenarbeit benachbarter Kirchengemeinden und Kirchen­
kreise in gemeinsamen Angelegenheiten (Verbandsgesetz) 
vom 18. Januar 1963 (KABI. S. 71) erlassen die 

Ev. Kirchengemeinde Wermelskirchen 
Ev. Kirchengemeinde Dhünn 
Ev. Kirchengemeinde Hilgen-Neuenhaus 
Ev. Kirchengemeinde Dabringhausen 

folgende gemeinsame Satzung für eine Diakoniestation 
(Sozialstation ) 

§1 
Allgemeines 

Die genannten Kirchengemeinden bilden miteinander einen 
Trägerverbund zum Betrieb einer Diakoniestation mit dem 
Namen 

"Diakoniestation der Evangelischen Kirchengemeinden 
in Wermelskirchen" 

Die Diakoniestation hat ihren Sitz in 5632 Wermelskirchen 1, 
Berliner Straße 1 . 
Die Arbeit der Diakoniestation und die Zusammenarbeit inner­
halb dieses Trägerverbundes richten sich nach den Bestim­
mungen dieser Satzung. 

§2 
Aufgaben 

1. Die Diakoniestation ist eine Einrichtung, die in Erfüllung des 
kirchlich-diakonischen Auftrages Gemeindeglieder der ge­
nannten Kirchengemeinden und andere Einwohner mit am­
bulanten pflegerischen Dienstleistungen versorgt und seel­
sorgerisch betreut. Ihre Hauptaufgabe umfaßt das Angebot 
an Diensten der ambulanten Kranken-, Alten- und Fami­
lienpflege. Dazu gehört auch die Schulung und Beratung 
ehrenamtlicher Helfer sowie der Nachbarschaftshilfe. 

2. Sie soll außerdem Ratsuchende in sozialen Fragen darüber 
unterrichten, welche Stellen für die Gewährung weiterer 
Auskünfte und Hilfen in sozialen Bereichen zuständig sind. 

3. Die Diakoniestation ist in Arbeit und Aufbau ausgerichtet an 
dem Förderungserlaß des Ministers für Arbeit, Gesundheit 
und Soziales des Landes Nordrhein-Westfalen. 

§3 
Gemeinnützigkeit, und Zugehörigkeit 

zum Spitzenverband 

1. Durch Wahmehmung der in § 2 genannten Aufgaben erfüllt 
die DiakoniestatioA ausschließlich und unmittelbar gemein­
nützige, mildtätige und kirchliche Zwecke im Sinne des Ab­
schnittes "Steuerbegünstigte Zwecke" der Abgabenord­
nung. 

2. Die Diakoniestation ist selbstlos tätig und verfolgt nicht ei­
genwirtschaftliche Zwecke. 

3. Die Mittel der Station dürfen nur tür satzungsmäßige Zwek­
ke verwendet werden. Niemand darf durch Ausgaben, die 
dem Zweck der Diakoniestation fremd sind oder durch un­
verhältnismäßig hohe Vergütungen begünstigt werden. 

4. Bei Auflösung der Diakoniestation fallen das verbleibende 
Vermögen wie verbleibende Schulden nach dem letzten 
Kostenbeteiligungsschlüssel an die Beteiligten. 

5. Die Diakoniestation ist Mitglied des als Spitzenverband der 
Freien Wohlfahrtspflege anerkannten Diakonischen Wer­
kes der Evangelischen Kirche im Rheinland und damit zu­
gleich dem Diakonischen Werk der Evangelischen Kirche in 
Deutschland angeschlossen. 

§4 
Gemeinsame Versammlung 

1. Als oberstes Organ der Diakoniestation wird eine Gemein­
same Versammlung zur verbindlichen Beschlußfassung 
der beteiligten Presbyterien gebildet. Diese besteht aus sie­
ben Personen, von denen aus den beteiligten Presbyterien 
entsandt werden: 
4 aus dem Presbyterium Wermelskirchen 
1 aus dem Presbyterium Dhünn 
1 aus dem Presbyterium Hilgen-Neuenhaus 
1 aus dem Presbyterium Dabringhausen 
Weitere Gemeinden und Körperschaften, mit denen ein Ge­
stellungsvertrag besteht, erhalten je 1 Sitz mit beratender 
Stimme. 

2. Die Gemeinsame Versammlung regelt alle Angelegenhei­
ten der Diakoniestation, soweit die Satzung nicht anders 
bestimmt. 
Zu den Aufgaben der Gemeinsamen Versammlung gehö­
ren insbesondere: 
a) Feststellung des Haushalts- und Stellenplanes für die 

Diakoniestation. 
b) Abnahme der Jahresrechnung. 
c) Berufung und Abberufung der Leiterin (des Leiters) der 

Diakoniestation. 
d) Anstellung und Entlassung von Mitarbeitem in Beneh­

men mit dem jeweiligen Presbyterium (Wirkungskreis 
des Mitarbeiters). 

e) Erstellung von Arbeitsverträgen und Dienstanweisun­
gen für die Mitarbeiter. 

f) Vereinbarung und Festsetzung von Entgelten für 
Dienstleistungen der Diakoniestation. 

g) Aufstellung einer Geschäftsordnung. 
h) Abschluß von Verträgen mit Kirchengemeinden und an­

deren Anstellungsträgem über die Gestellung von 
Dienstkräften. 

i) Abschluß von Kooperationsverträgen. 

3. Für die Einladung, Verhandlung und Beschlußfassung der 
Gemeinsamen Versammlung gelten die Bestimmungen der 
Kirchenordnung über die Beschlußfassung der Presbyte­
rien sinngemäß. 

4. Die Gemeinsame Versammlung wählt aus ihrer Mitte einen 
Vorsitzenden und einen stellvertretenden Vorsitzenden für 
die Dauer von zwei Jahren. Der Vorsitzende und sein Stell­
vertreter sollen verschiedenen Gemeinden angehören. 
Ober die Sitzungen der Gemeinsamen Versammlung sind 
Niederschriften anzufertigen. Die Verwaltungskraft führt 
das Protokoll und nimmt an den Sitzungen mit beratender 
Stimme teil. 

§5 
Geschäftsführender Ausschuß 

1. Zur Ausführung der von der Gemeinsamen Versammlung 
gefaßten Beschlüsse, Führung der laufenden Geschäfte 
und zur rechtlichen Vertretung der Diakoniestation wird ein 
Geschäftsführender Ausschuß gebildet. 

2. Mitglieder des Ausschusses sind: der Vorsitzende, der 
stellvertretende Vorsitzende sowie zwei weitere aus der 
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Gemeinsamen Versammlung zu wählende Personen, die 
den beiden noch nicht vertretenen Gemeinden angehören. 
Mit beratender Stimme gehört dem Geschäftsführenden 
Ausschuß außerdem die Leiterin (der Leiter) der Diakonie­
station an. 
Der Vorsitzende der Gemeinsamen Versammlung soll nach 
Möglichkeit den Vorsitz bei den Beratungen führen. 

3. Zur rechtsverbindlichen Vertretung ist der Vorsitzende ge­
meinsam mit zwei weiteren Mitgliedern des Geschäftsfüh­
renden Ausschusses berechtigt. Urkunden über die 
Rechtsgeschäfte sind mit dem Siegel der vom Vorsitzenden 
vertretenen Kirchengemeinde zu versehen. Im übrigen gilt 
§ 3 Absatz 3 Verbandsgesetz. 

4. Fachkundige Persönlichkeiten (z. B. Arzt, Sozialarbeiter) 
können als Gäste zu den Beratungen hinzugezogen wer­
den. 

§6 
Mitarbeiter 

1. Die Mitarbeiter werden in gemeinsamer Anstellungsträger­
schaft der beteiligten Presbyterien durch die Gemeinsame 
Versammlung angestellt Sie behalten den Schwerpunkt 
der Arbeit in ihren Gemeinden. 

2. Die Dienstaufsicht über alle Mitarbeiter der Diakoniestation 
wird vom Vorsitzenden des Geschäftsführenden Ausschus­
ses wahrgenommen. 

§7 
Leitung der Diakoniestation 

1. Die fachliche Leitung der Diakoniestation wird einer geeig­
neten Pflegekraft übertragen, die über Erfahrungen in der 
ambulanten Betreuung alter und kranker Menschen verfügt. 

2. Sie ist zuständig für den Einsatz des Personals und den ge­
ordneten Arbeitsablauf in der Station. Insbesondere stellt 
sie den Dienst- und Einsatzplan auf, regelt den Sonntags­
und Nachtdienst sowie Vertretung bei Urlaub und Krank­
heit. Ihr obliegt die regelmäßige Abhaltung von Dienstbe­
sprechungen mit den Mitarbeitern. Ferner sorgt sie für die 
Abhaltung von Kursen in der häuslichen Krankenpflege. Sie 
unterhält die notwendigen Kontakte zu Krankenhäusern, 
Alteneinrichtungen, Ärzten, Krankenkassen, Behörden und 
sonstigen Stellen, die mit der Diakoniestation zusammenar­
beiten. 

§8 
Kosten, HaushaH 

1. Für die Diakoniestation ist ein Haushaltsplan aufzustellen, 
der nach Maßgabe des Haushaltsgliederungsplanes die 
Einnahmen und Ausgaben der Station erfaßt. Für das 
Haushalts-, Kassen- und Rechnungswesen sind ·die Be­
stimmungen der Verwaltungsordnung zu beachten. Der 
Vorsitzende der Gemeinsamen Versammlung übt das An­
weisungsrecht aus. Der Haushalt der Diakoniestation wird 
von einem von der Gemeinsamen Versammlung zu beru­
fenden Kassenführer verwaltet. 

2. Die Kosten der Diakoniestation werden finanziert durch 
a) Vergütungen von Dienstleistungen durch Versiche­

rungsträger(Krankenkassen, Träger der Rentenversi­
cherung etc,) sowie durch Träger der Sozialhilfe und 
durch Selbstzahler, 

b) Zuschüsse des Landes, 
c) Zuschüsse von kommunalen Körperschaften, 
d) Vertragliche Leistungen der Stadt Wermelskirchen, 
e) Spenden und andere freiwillige Beiträge sowie 

f) Eigenmittel in Form von Haushaltszuschüssen berech­
net und umgelegt im Verhältnis der Zahl der Gemeinde­
glieder der genannten Kirchengemeinden am 1. Januar 
des Vorjahres, 

§9 
Dauer des Trägerverbundes 

Der Trägerverbund wird auf unbestimmte Zeit abgeschlossen. 
Die Auflösung bedarf der Zustimmung aller beteiligten Kirchen­
gemeinden. 
Jede Kirchengemeinde kann den Trägerverbund mit einer Frist 
von einem Jahr zum Jahresende schriftlich kündigen. 
Änderungen dieser Satzung bedürfen der beschlußmäßigen 
Zustimmung aller angeschlossenen Kirchengemeinden sowie 
der kirchenaufsichtlichen Genehmigung. Die Änderungen sind 
im Kirchlichen Amtsblatt zu veröffentlichen. 

§10 

Diese Satzung tritt nach Beschlußfassung durch die beteiligten 
Presbyterien und nach Genehmigung durch die Kirchenleitung 
nach Veröffentlichung im Kirchlichen Amtsblatt in Kraft. 

. Wermelskirchen, den 1. Januar 1993 

(Siegel) 

(Siegel) 

(Siegel) 

(Siegel) 

(Siegel) 
Nr.41052 

Evangelische Kirchengemeinde 
Wermelskirchen 

gez. Unterschriften 

Evangelische Kirchengemeinde 
Dhünn 

gez. Unterschriften 

Evangelische Kirchengemeinde 
Hilgen-Neuenhaus 
gez. Unterschriften 

Evangelische Kirchengemeinde 
Dabringhausen 

gez. Unterschriften 

Genehmigt 

Düsseldorf, den 16. März 1993 

Evangelische Kirche im Rheinland 
Das Landeskirchenamt 

Zwischenprüfungsordnung 
für den Studiengang "Evangelische Theologie" 

an der Kirchlichen Hochschule Wuppertal 
mit dem Abschluß der Magisterprüfung 

Nr. 3667 Az. 13-1-3-13-1 Düsseldorf, 26. Februar 1993 

Nachstehend geben wir die Zwischenprüfungsordnung für den 
Studiengang Evangelische Theologie an der Kirchlichen Hoch­
schule Wuppertal mit dem Abschluß der Magisterprufung 
(Mag. theol.) bekannt. 

Die Zwischenprüfungsordnung wurde durch die satzungsmä­
Bigen Organe der Kirchlichen Hochschule verabschiedet. Die 
Kirchenleitung der Evangelischen Kirche im Rheinland hat die 
Ordnung in ihrer Sitzung am 24./25. Februar 1993 genehmigt 
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und ihre Gleichwertigkeit gemäß § 118 Abs. 3 des Gesetzes 
über die wissenschaftlichen Hochschulen des Landes Nord­
rhein-Westfalen vom 20. November 1979, zuletzt geändert am 
15. März 1988, festgestellt. 

Das Landeskirchenamt 

Zwischenprüfungsordnung für den Studiengang 
"Evangelische Theologie" 

an der Kirchlichen Hochschule Wuppertal 
mit dem Abschluß der Magisterprüfung (Mag. theol.) 

§1 
Zwischenprüfung 

(1) Die Zwischenprüfung schließt das Grundstudium ab und ist 
Voraussetzung für die Zulassung zur Magisterprüfung. Die 
Prüfungsleistungen werden in Form von studienbegleitenden 
Leistungsnachweisen (§ 3 Abs. 1 litt. c) und durch eine mündli­
che Prüfung nach § 5 erbracht. 

(2) Durch die Zwischenprüfung soll der Kandidat bzw. die Kan­
didatin nachweisen, daß er bzw. sie das Ziel des Grundstu­
diums erreicht hat und insbesondere die inhaltlichen Grundla­
gen der Theologie, methodische Fähigkeiten und Fertigkeiten 
sowie eine systematische Orientierung erworben hat, die erfor­
derlich sind, um das Studium mit Erfolg fortzusetzen. 

(3) Die Zwischenprüfung findet frühestens am Ende des 3. und 
spätestens am Ende des 6. Fachsemesters statt. über Aus­
nahmen befindet der Zwischenprüfungsausschuß. 

§2 
Zwischenprüfungsausschuß 

Zur Durchführung aller mit der Zwischenprüfung zusammen­
hängenden Verfahrensfragen bestellt der Hochschulrat einen 
Zwischenprüfungsausschuß. Dem Zwischenprüfungsaus­
schuß gehören an: der Rektor bzw. die Rektorin, der Prorektor 
bzw. die Prorektorin, drei weitere Hochschullehrer bzw. Hoch­
schullehrerinnen, eine Lehrkraft für besondere Aufgaben, ein 
Assistent bzw. eine Assistentin, zwei Studenten bzw. Studen­
tinnen. Der Zwischenprüfungsausschuß wird jeweils zu Beginn 
des Rektorates tür ein Jahr gebildet. Der Prorektor bzw. die 
Prorektorin führt den Vorsitz im Zwischenprüfungsausschuß. 

§3 
Meldung zur Zwischenprüfung 

(1) Zur Zwischenprüfung zugelassen werden kann nur, wer an 
der Kirchlichen Hochschule Wuppertal bereits in dem der Prü­
fung vorausgegangenen Semester als Ersthörer bzw. Ersthö­
rerin immatrikuliert war und im Prüfungssemesterweiter imma­
trikuliert ist. Die Kandidaten und Kandidatinnen melden sich je­
weils bis spätestens zum 15. Januar oder 15. Juni über das 
Rektorat schriftlich zur Zwischenprüfung an. Folgende Unterla­
gen sind vorzulegen: 
a) die Bescheinigung über die Teilnahme an der obligatori­

schen Studienberatung; 
b) Zeugnisse über die Sprachprufungen in Latein, Griechisch 

und Hebräisch (ggt Abiturzeugnis); 
c) vier Leistungsnachweise aus Proseminaren, Seminaren, 

übungen, Arbeitsgemeinschaften, Sozietäten oder Vorle­
sungen mit Tutorium, die eine Einarbeitung in mindestens 
drei theologischen Disziplinen belegen; ein Biblicum oder 
Philosophicum gilt einem Leistungsnachweis als gleichwer­
tig. Ein Schein kann auch aus einem nichttheologischen 
Fach stammen, wenn das Thema der betreffenden Lehr­
veranstaltung dem Bereich einer theologischen Disziplin 

zugeordnet werden kann. Nur einer der Leistungsnachwei­
se darf ein Tutorienschein sein. 
Drei Leistungsnachweise müssen durch eine der jeweiligen 
Lehrveranstaltung angemessene Lemkontrolle (schriftliche 
Arbeit, Vorlesungsprüfung) erbracht werden und eine Beur­
teilung in Form einer Note (mindestens ausreichend) ent­
halten, bei zwei Leistungsnachweisen muß sich die Note 
auf (Pro-)Seminararbeiten (ggf. aus übung, Arbeitsge­
meinschaft oder Sozietät) stützen. Diese Leistungsnach­
weise müssen aus zwei verschiedenen theologischen Dis­
ziplinen stammen; einer muß sich auf ein alttestamentli­
ches oder neutestamentliches Proseminar beziehen. 

d) das Studienbuch oder äquivalente Unterlagen; 
e) eine Erklärung darüber, ob der Kandidat bzw. die Kandi­

datin die Zwischenprüfung im Magisterstudiengang (Mag. 
theol.) oder eine Magisterprüfung oder die entsprechenden 
Prüfungen in einem anderen Studiengang endgültig nicht 
bestanden hat oder ob er bzw. sie sich in einem anderen 
Prüfungsverfahren befindet; 

f} die Angabe des Themas und des gewünschten Fachprüfers 
bzw. der Fachprüferin der mündlichen Prüfung (§ 5). 

(2) Eine Bescheinigung über eine rechtzeitig erbrachte Lei­
stung (Leistungsnachweis) kann notfalls bis zum Beginn des 
auf den Zwischenprüfungstermin folgenden Semesters nach­
gereicht werden. Die Ablegung der mündlichen Prüfung (§ 5) 
bleibt davon unberührt. Die Bescheinigung über die Zwischen­
prüfung wird erst nach Vorlage der nachzureichenden Unterla­
ge ausgehändigt, im anderen Falle vernichtet. Die mündliche 
Prüfung gilt dann als nicht abgelegt. 

(3) Der Zwischenprüfungsausschuß stellt fest, ob die Voraus­
setzungen zur Zulassung zur Zwischenprüfung vorliegen und 
entscheidet mit der Mehrheit seiner Mitglieder über die Zulas­
sung. Ein Versagen der Zulassung ist schriftlich zu begründen. 
Es ist nur zulässig, wenn 
a) die in Abs. 1 genannten Voraussetzungen nicht erfüllt sind, 

oder 
b) die Unterlagen (außer bei dem in Abs. 2 genannten Fall) un­

vollständig sind, oder 
c) die Zwischenprüfung im Magisterstudiengang (Mag. theoL) 

oder eine Magisterprüfung oder die entsprechenden Prü­
fungen in einem verwandten Studiengang endgültig nicht 
bestanden sind, oder 

d) der Kandidat bzw. die Kandidatin sich in einem gleicharti­
gen Prüfungsverfahren desselben Studienganges an ei­
nem anderen Ort befindet. 

§4 
Bewertung der Prüfungsleistungen 

(1) Die Noten für die einzelnen Prüfungsleistungen werden von 
den jeweiligen Prüfern bzw. Prüferinnen festgesetzt. Für die 
Bewertung sind folgende Noten zu verwenden: 

1 = sehr gut = eine hervorragende Leistung; 
2 = gut = eine Leistung, die erheblich über 

den durchschnittlichen Anforde­
rungen liegt; 

3 = befriedigend = eine Leistung, die durchschnitt-
lichen Anforderungen entspricht; 

4 = ausreichend = eine Leistung, die trotz ihrer Män-
gel noch den Anforderungen ge­
nügt; 

5 = nicht ausreichend = eine Leistung, die wegen erheb­
licher Mängel den Anforderungen 
nicht mehr genügt. 
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(2) Zur differenzierten Bewertung der Prüfungsleistungen kön­
nen Zwischenwerte durch Erniedrigen oder Erhöhen der ein­
zelnen Noten um 0,3 gebildet werden (Kennzeichnung mit 
"Plusu oder "Minus"). Ein mit der Zwischennote "bis' zwischen 
zwei Grundnoten ausgestellter Leistungsnachweis (z. B. 
,,2 bis 3") wird dabei als Erhöhung der schlechteren Grundnote 
(hier: ,,2,7') gewertet. Die Noten 0,7, 4,3 und 5,3 sind ausge­
schlossen. 

(3) Die schriftlichen Leistungsnachweise (§ 3 Abs. 1 litt. c) sol­
len nach Möglichkeit von zwei Prüfern bzw. Prüferinnen bewer­
tet werden. Die Note ergibt sich aus dem arithmetischen Mittel 
der Einzelbewertungen. Schriftliche Prüfungsleistungen nach 
dem multiple-choice-Verfahren sind unzulässig. 

(4) Macht ein Kandidat bzw. eine Kandidatin durch ärztliches 
Zeugnis glaubhaft, daß er bzw. sie wegen länger andauernder 
oder ständiger körperlicher Behinderung nicht in der Lage ist, 
die Prüfungen in der vorgesehenen Form abzulegen, hat der 
Zwischenprüfungsausschuß zu gestatten, gleichwertige Prü­
fungsleistungen in einer anderen Form zu erbringen. 

§5 
Mündliche Prüfung 

(1) In der mündlichen Prüfung soll der Kandidat bzw. die Kandi­
datin nachweisen, daß er bzw. sie die Zusammenhänge des 
Prufungsgebietes erkennt und spezielle Fragestellungen in 
breitere Zusammenhänge einzuordnen vermag. 

(2) Der Kandidat bzw. die Kandidatin nennt für die mündliche 
Prüfung ein Thema. Dieses Thema muß sich unmittelbar aus 
einer im Prüfungssemester besuchten Lehrveranstaltung (Vor­
lesung oder Seminar) ergeben und mit dem Professor bzw. der 
Professorin abgesprochen sein, die bzw. der die Lehrveran­
staltung abhält. Der Vorschlag begründet keinen Anspruch. 

(3) Die mündliche Prüfung findet als Einzelgespräch statt. Sie 
dauert etwa zwanzig Minuten und wird vor einer Prüfungskom­
mission abgelegt. Diese besteht aus einem Professor oder ei­
ner Professorin der Kirchlichen Hochschule als Vorsitzender 
bzw. Vorsitzende, einem zweiten Professor oder einer Profes­
sorin der Kirchlichen Hochschule als Prüfer bzw. Prüferin und 
einem weiteren Mitglied der Kirchlichen Hochschule, das die 
Magisterprüfung (Mag. theol.), das 1. Theologische Examen 
oder eine gleichwertige Theologische Prüfung abgelegt hat, als 
Protokollant bzw. Protokollantin. Erfolgt innerhalb der Prü­
fungskommission eine Abstimmung, ist Stimmenthaltung nicht 
möglich. 

(4) über die wesentlichen Gegenstände und das Ergebnis der 
mündlichen Prüfung ist eine Niederschrift anzufertigen, die un­
terzeichnet und zu den Akten gegeben wird. 

(5) Studenten bzw. Studentinnen der Kirchlichen Hochschule, 
die sich in einem späteren Prüfungstermin der Zwischenprü­
fung im Magisterstudiengang unterziehen wotten, können nach 
Maßgabe der räumlichen Verhältnisse mit schriftlicher Einwilli­
gung des Kandidaten bzw. der Kandidatin einmalig als Zuhörer 
bzw. Zuhörerinnen zugelassen werden; dies gilt nicht für die 
Beratung und Bekanntgabe des Ergebnisses. 

§6 
Gesamtergebnis 

(1) über die abgelegte Zwischenprüfung wird ein Zeugnis mit 
einer Gesamtnote ausgestellt. Die Gesamtnote errechnet sich 
aus dem Durchschnitt der Noten aller benoteten Prüfungslei­
stungen (§ 3 Abs. 1 litt. c und § 5) 
bei einem Durchschnitt bis 1 ,5 = sehr gut 
bei einem Durchschnitt über 1 ,5 bis 2,5 = gut 

bei einem Durchschnitt über 2,5 bis 3,5 = befriedigend 
bei einem Durchschnitt über 3,5 bis 4,0 = ausreichend 
bei einem Durchschnitt über 4,0 = nicht ausreichend 

(2) Die Zwischenprüfung ist bestanden, wenn alle erforderli­
chen Leistungsnachweise mindestens mit "ausreichen~ (4,O) 
benotet sind. 

§7 
Wiederholung der Zwischenprüfung 

Die Zwischenprüfung kann ein Semester nach dem Nichtbe­
stehen wiederholt werden. Dabei können Nachweise aus dem 
erstmaligen Termin erneut vorgelegt werden. Eine zweite Wie­
derholung ist nur in besonderen Ausnahmefällen zulässig; 
hierüber entscheidet der Hochschulrat mit Zweidrittelmehrheit 
seiner Mitglieder. Fehlversuche an anderen Hochschulen sind 
anzurechnen. 

§8 
Studienberatung 

An die Bekanntgabe des Ergebnisses der mündlichen Prüfung 
schließt sich eine Studienberatung an. Sie setzt die im ersten 
Semester begonnene Studienberatung fort und soll dem Stu­
denten bzw. der Studentin zu einer übersicht und Beurteilung 
des bisherigen Studienganges helfen, Mängel in der Anlage 
des Studiums deutlich machen und zu Empfehlungen für den 
weiteren Studiengang führen. 

§9 
Obergangsbestimmungen 

Die Ordnung wird erstmals wirksam für Studenten bzw. Stu­
dentinnen, die bei Inkrafttreten der Ordnung im 1., 2. oder 3. 
Fachsemester eingeschrieben sind. Studenten bzw. Studen­
tinnen höherer Semesterzahl können sich entscheiden, die 
Zwischenprüfung nach dieser Ordnung abzulegen. 

§10 
Inkrafttreten 

Diese Zwischenprüfungsordnung tritt nach Zustimmung durch 
das Kuratorium und Genehmigung durch die Leitung der Evan­
gelischen Kirche im Rheinland am Tag nach Veröffentlichung 
im Kirchlichen Amtsblatt der Evangelischen Kirche im Rhein­
land in Kraft. 

Durchführungsbestimmungen 
. zur Verordnung 

über den Genehmigungsvorbehalt 
bei der Einstellung der Angestellten 
in bestimmte Vergütungsgruppen 

gemäß Artikel 1 03 Absatz 5 der Kirchenordnung 
vom 3. September 1992 

Vom 9. Februar 1993 

Nr. 6271 Az. 13-2-2 Düsseldorf, 19. Februar 1993 

Gemäß § 3 der Verordnung über den Genehmigungsvorbehalt 
bei der Einstellung der Angestellten in bestimmte Vergütungs­
gruppen gemäß Artikel 1 03 Absatz 5 der Kirchenordnung vom 
3. September 1992 erläßt das Landeskirchenamt folgende 
Durchführungsbestimmungen: 
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(1) Die Genehmigung ist mit dem Vordruck nach der Anlage 
rechtzeitig zu beantragen. 

(2) Dem Antrag sind folgende Unterlagen in einfacher Ausferti­
gung beizufügen: 
a) Beschluß des Leitungsorgans, 
b) Arbeitsvertrag, 
c) Dienstanweisung,*) 
d) Lebenslauf, 
e) Ausbildungs- und PfÜfungszeugnisse, ggf. staatliche Aner­

kennung, Nachweis über die Anstellungsfähigkeit, 
f) Nachweise über den beruflichen Werdegang (z. B. Zeug-

nisse, Arbeitsbescheinigungen), 
g) Nachweis über die Zustimmung der Mitarbeitervertretung. 
Im Vordruck der Anlage sind frühere Genehmigungen, ggf. mit 
Geschäfts- und Aktenzeichen anzugeben. 
Bei der Einstellung und Eingruppierung kurzfristig Beschäftig­
ter bis zu drei Monaten kann auf die Vorlage der Unterlagen 
nach Buchstaben c bis 9 verzichtet werden, wenn die ent­
sprechenden Angaben dem Antragsvordruck zu entnehmen 
sind. 

11 

Den Maßnahmen nach § 1 der Verordnung über den Genehmi­
gungsvorbehalt bei der Einstellung der Angestellten in be­
stimmte Vergütungsgruppen stehen gleich die Regelung der 
Vergütung nach den Bestimmungen für Mitarbeiter, die neben­
beruflich oder geringfügig beschäftigt sind sowie der Abschluß 
von Gestellungsverträgen. 

111 

Solange die kirchenaufsichtliche Genehmigung nicht erteilt ist, 
erfolgt die Zahlung der Vergütung unter dem ausdrücklichen 
Vorbehalt, daß die endgültige Festsetzung der Vergütung erst 
auf Grund der entsprechenden kirchenaufsichtlichen Geneh­
migung erfolgt. Überzahlte Vergütung ist von der nächsten 
Vergütungszahlung einzubehalten. 
Diese Regelung ist als Anlage zum Arbeitsvertrag zu vereinba­
ren. 

IV 

(1) Sind im Zusammenhang mit der Maßnahme, für die die Ge­
nehmigung beantragt wird, auch andere Genehmigungen oder 
Entscheidungen notwendig (z. B. Ausnahmegenehmigung von 
dem Erfordernis der Zugehörigkeit zur Kirche, Prüfungsgleich­
stellung, Anstellungsfähigkeit), sind diese besonders und 
spätestens mit dem Antrag nach Ziffer I zu beantragen. 

(2) Ist für eine Genehmigung oder Entscheidung nach Absatz 1 
eine andere Stelle zuständig als für die Genehmigung der Maß­
nahme nach § 1 oder 2 der Verordnung über den Genehmi­
gungsvorbehalt bei der Einstellung von Angestellten in be­
stimmte Vergütungsgruppen, ist diese vorher zu beantragen. 
Die Entscheidung ist dem Genehmigungsantrag nach Ziffer I 
beizufügen. 

V 

Diese Durchführungsbestimmungen treten am 1. April 1993 in 
Kraft. 

Das Landeskirchenamt 

*) Hinweis zu Buchstabe c: 
Für die Genehmigung der Dienstanweisung durch die Superintendentin/dan 
Superintendenten nach Art. 103 Abs. 1 KO sind dem Kirchenkreis aus Grün­
den der Zweckmäßigkeit vier Ausfertigungen vorzulegen. 

Anlage 

__________ ,den ____ __ 
Kirchengemeinde/KirchenkreisNefband 

An das 
Landeskirchenamt 
Düsseldorf 

An den Kreissynodalvorstand 

Ansprechpartner: 

Tel.: 
(Vorwahl/Rufnummer) 

d. d. Superintendentin/Superintendenten 
des Kirchenkreises 

Betr.: Antrag auf Genehmigung zur Einstellung und Eingrup­
pierung/HöhergruppierunglZuweisung einer anderen 
Faligruppe/Zahlung einer Zulage nach § 24 BAT-KFI 
Vergütungsgruppenzulage 

Anlagen 

Hiermit beantragen wir die Genehmigung der oben genannten 
Personalmaßnahme für: 
Name: ____________ Vorname: _____ _ 

Geb.-Name: Geb.-Datum: ___ _ 

Berufsbezeichnung: tätig als: ______ _ 

Staatlich anerkannt mit Wirkung ab: __ als ____ __ 

(Andere Ausbildungsabschlüsse, z. B. Diakon/Gemeindehelfer/Ge­
meindepädagoge. Zeugnisse sowie der Nachweis über die Anstel­
lungsfähigkeit sind beigefügt. Prüfung zum kirchlichen Verwaltungs­
fachangestellten/Erste und Zweite kirchliche Verwaltungsprüfung 
bzw. gleichgestellte Prüfung. Sonstige Ausbildungen, z. B. Heimleiter­
ausbildung bzw. andere in Fallgruppen geforderte (z. B. förderliche) 
Ausbildungen. 
Diplome, Zeugnisse, Bescheinigungen oder andere Nachweise sind 
beigefügt. ) 

Religionszugehörigkeit: _______________ _ 

Falls nicht Glied der evangelischen Kirche: 
Der Antrag und die Genehmigung des Kreissynodalvorstandes 
nach dem Kirchengesetz zu Artikel 90 Abs. 2 Kirchenordnung 
sind beizufügen. 
Bei kreiskirchlichen Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern ist der 
gesonderte Genehmigungsantrag möglichst gleichzeitig bei­
zufügen. 

Wöchentliche Arbeitszeit: ________________ Stunden. 
(Für Angestellte mit einer wöchentlichen Arbeitszeit von weniger als 
18 Stunden: Eine hauptberufliche Erwerbstätigkeit mit mindestens drei 
Viertel der regelmäßigen wöchentlichen Arbeitszeit eines entspre­
chend Vollbeschäftigten (Zahl der Stunden: __ ) bzw. der Bezug 
einer Versorgung oder einer Rente aus eigener hauptberuflicher Er­
werbstätigkeit bzw. eine selbständige Erwerbstätigkeit im Sinne der 
Protokollnotiz zu § 3 Buchst. n BAT-KF liegt vor/liegt nicht vor.) 

Die Mitarbeitervertretung hat der Personalmaßnahme am 
_____ zugestimmVnicht zugestimmt. 

Beantragte VergütungsgruppelVergütungsgruppenzulagel 
Zuweisung einer anderen Fallgruppe/Zulagenzahlung nach 
§24 BAT-KF: 

(Fallgruppen- bzw. Anmerkungsziffer zur Fallgruppe ist anzugeben) 
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ab: _______________________ ___ 

(Soweit berücksichtigungsfähige Zeiten aus anderen Arbeitsverhält­
nissen vorliegen, sind diese durch Bescheinigungen oder Zeugnisse 
zu belegen.) 

Für den Bewährungs-, Zeit- oder Tätigkeitsaufstieg bzw. für die 
Zahlung der Vergütungsgruppenzulage: 
Die Zeiten wurden zurückgelegt: 
vom bis bei Stundenzahl _ 
vom bis bei Stundenzahl _ 
vom ___ bis ___ bei ___ Stundenzahl_ 
(Soweit berücksichtigungsfähige Zeiten aus anderen Arbeitsverhält­
nissen vorliegen, sind diese durch Bescheinigungen oder Zeugnisse 
zu belegen.) 

Zeiten einer Unterbrechung der Tätigkeit innerhalb eines Ar­
beitsverhältnisses: 
vom bis Grund _________ _ 
vom ___ bis ___ Grund ________ _ 

(Z. B. wegen Mutter5Chaftsuriaub bzw. Erziehungsurlaub nach dem 
BErzGG(Geburt des Kindes am ), Wehr- oder Zivil­
dienst, Beurlaubung nach der Beurlaubungsordnung bzw. nach § 50 
Absatz 2 BAT-KF, Arbeitsunfähigkeit von mehr als 26 Wochen und 
andere zu berücksichtigende Unterbrechungen (z. B. Renten auf Zeit.) 

Bisherige Vergütungs- und Fallgruppe: ab: __ _ 

Vorliegende kirchenaufsichtliche Genehmigung: 
LKA.Verfügung Nr.: vom Az.: ____ _ 
(Letzte Genehmigungsverfügung bitte in Kopie beifügen) 

Beschluß des KSV vom Nr. ____ _ 

Bei Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern in Kindergärten/heimen: 
Zahl der Gruppen/Zahf der Einheiten: _______ _ 

Ausdrücklich/ständig unterstellte Mitarbeiterinnen und Mitar­
beiter, soweit in Fallgruppen des AVGP.BAT-KF/PVGP.BAT­
KF vorgesehen. Angaben über Namen, Vergütungsgruppe/ 
Fallgruppe. wöchentliche Arbeitszeit, freie, aber zur Besetzung 
vorgesehene Stellen. (Eine Aufstellung ist beigefügt.) 

Bei Kirchenmusikerinnen und Kirchenmusiker: 
Bezeichnung der Kirchenmusikerstelle nach dem Stellen plan : 

(Die Urkunde über die Anstellungsfähigkeit ist in beglaubigter Kopie 
beigefügt. ) 

Bei Küsterinnen und Küstern: 
Platzzahl der Kirche und/oder des Gemeindezentrums: ___ _ 

Folgende weitere Unterlagen sind in einfacher Ausfertigung 
beigefügt: 
- Beschlußbuchauszug 
- Arbeitsvertrag 
- Dienstanweisung 
- vollständiger Lebenslauf 

Nichtzutreffendes ist zu streichen Unterschrift 

Bestandene Verwaltungsprüfungen 

Nr. 6179 Az. 13-15-2-7 Düsseldorf, 18. Februar 1993 

Die Prüfung für den mittleren kirchlichen Verwaltungsdienst 
haben bestanden: 

Ba c h, Andreas-Stephan, Stadtkirchenverband Essen 
BI a s berg, Corinna, Kirchengemeinde Wuppertal-Sonnborn 

Bot h, Iris, Kirchenkreis Moers 
B u ß, Annette, Kirchenkreis Essen-Nord 
D re u t h, Susanne, Rentamt Wetzlar 

Ebert, Stefan, Gemeindeamt Köln-Nord-West 
Eu man n, Jörg, Gemeindeamt Duisburg-Innenstadt 

Gart e man n, Andrea, Kirchengemeinde Detmold 
G ruh n, Sylvia, Verein für Jugendsozialarbeit 

Ha h n, Christei, Kreuzkirchengemeinde Düsseldorf 
Hoc h re i t er, Stephan, Verwaltungsamt Idar-Oberstein 

Iske, Christiane, VerwaltungsamtTrier 
Je b bin k, Christiane, Gesamtverband Mülheim 

K eil, Bettina, Gemeindeverband Gemarke-Wupperfeld 
Kir s t ein, Petra, Kirchengemeinde Velbert 
Kucksdorf, Sabine, Kirchenkreis Gladbach 
Li e r man n, Anja, Gemeindeverband Krefeld 
Li 11 e i k e, Brigitte, Kirchengemeinde Scheib-Furpach 

Met z ger, Petra, Gesamtverband Mülheim 

Neu s er, Jobst, Diakonisches Werk Rheydt 
N ö t h Ii n g s, Stephan, Landeskirchenamt 

Pa eie c k e, Beate, Verwaltungsamt Saarbrücken 
Prä g, EIsa, Kirchenkreis Dinslaken 
Pr e y er, Manfred, Kirchengemeinde Wermelskirchen 
Red i eck, Cornelia, Gemeindeverband Krefeld 
Re j man n, Bettina, Gesamtverband Duisburg 
Ru b y, Jürgen, Landeskirchenamt 

Sc h m e I t er, Gabriele, Lutherkirchengemeinde Düsseldorf 
Sc h m i n k e, Petra, Stadtkirchenverband Essen 
Sc h mit z, Dorothee, Gemeindeamt Solingen-Altstadt 
Sc h mit z, Thomas, Kirchenkreis Lennep 
S p Ii tt, Jörg-Eckhard, Kirchenkreis Duisburg-Nord 
S t a ß e n, Claudia, Gemeindeamt Unterbarmen 

U f er man n, Norbert, Rhein. Rechenzentrum Düsseldorf 
Usche, Karin, Kirchengemeinde Porz 

V 0 I d r ich, Regina, Stadtkirchenverband Essen 

Weil i n g, Jörg, Rentamt Neuwied 
We I te r, Bärbel, Kirchengemeinde Essen-Kray 
Wo I s c h t, Anja, Kirchengemeinde Wuppertal-Ronsdorf 

Das Landeskirchenamt 

Studienverlaufsplan 
für das Studium an der Fachhochschule 

für öffentliche Verwaltung Nordrhein-Westfalen 
Fachbereich Staatlicher Verwaltungsdienst 

- Bereich Kirchliche Verwaltung -

Nr. 38796 Az. 13-15-2 Düsseldorf, 9. Februar 1993 

Gemäß § 2 der Verordnung über die Ausbildung und Prüfung 
der Kirchenbeamten auf Widerruf im Vorbereitungsdienst für 
die Laufbahn des gehobenen kirchlichen Verwaltungsdienstes 
in der Evangelischen Kirche im Rheinland (VAPgkD) vom 
23. August 1984 hat das Landeskirchenamt den nachstehend 
abgedruckten Studienverlaufsplan für den Bereich Kirchliche 
Verwaltung erlassen. 

Der im Kirchlichen Amtsblatt Nr. 8/1990, Seite 166, veröffent­
lichte Studienverlaufsplan ist damit gegenstandslos. 
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Studienverlaufsplan 
Bereich: Kirchliche Verwaltung 

Lehrveranstaltungen Studienabschnitte Gesamt-
in den Fächem und Stundenzahlen stunden 

S1 S2 S3 S4 S5 

Pflichtfächer: 
Staats- und Verfassungsrecht 48 481 48' 24 168 
Allgemeines Verwaltungsrecht 48 48' 48' 32 24 200 
Bürgerliches Recht 48 48' 48' 24 168 
Öffentliche 
Betriebswirtschaftslehre: 
-Organisation, Personalwirt-

64' schaft, Informationsverarbeitung 64 128} 
- Rechnungswesen. Investition, }24 24 

Finanzierung 64 64' 128 
Öffentliche Finanzwirtschaft 48 32' 32 32' 24 168 
Kirchensteuerrecht 24 24 

Öffentliches Dienstrecht 32 64' 32 24 152 
Kirchliches Dienstrecht 40 40 
Kommunalrecht 32 48' 24 104 
Polizei- und Ordnungsrecht 48 32' 24 104 
Kirchliches Verfassungsrecht 64 64' 24 152 
Volkswirtschaftslehre, 
Finanzwissenschaft 48 48' 24 120 

Statistik 16 16 
Juristische Methodik 32 32 

Wahlpflichtfächer: 

}~ 
Europarecht 
Ordnungswidrigkeitenrecht }M Umweltrecht 64' 
Verwaltung und Planung 
Verwaltungsinforrnatik 

Verwaltungspsychologie 32 ~ }32 :}32 Politische Soziologie 32 

Sonstige Veranstaltungen: 
Seminar 962 96 
Allgemeine 
Lehrveranstaltungen 16 16 32 
(Verteilung auf S 2/S 3 nicht 
bindend auf freiwilliger Grund-
lage, davon 16 Stunden 
ADV-Grundkurs für Anfänger) 
übungen Klausur- und 
Bescheidtechnik 16 32 32 32 112 
(auf freiwilliger Grundlage) 

, Selbststudium 20 20 40 

Gesamtstundenzahl 2296 

Wöchentliche Pflichtstundenzahl 29 28 28 28 

1 = Klausurarbeit 
2 = Seminararbeit 

Das Landeskirchenamt 

Internationaler Christlicher Jugendaustausch 

Nr. 5515 Az. 12-7-3 Düsseldorf, 5. März 1993 

Der Internationale Christliche Jugendaustausch e.V. hat das 
Landeskirchenamt gebeten, den folgenden Text zu veröffentli­
chen. Die Veröffentlichung erfolgt ohne Textverantwortung des 
Landeskirchenamtes. 

Jugendliche aus 24 Ländern suchen Gastfamilien 

Junge Leute aus 24 Ländern suchen ab August Gastfamilien in 
der Bundesrepublik. Sie kommen aus Nigeria oder Honduras, 
Finnland oder Südkorea und suchen aufgeschlossene Men­
schen, die ihnen für ein Jahr lang Familie sein wollen. 

Der Internationale Christliche Jugendaustausch (ICJA) organi­
siert diesen Aufenthalt und betreut die ca. 70 Jugendlichen und 
jungen Erwachsenen während ihres Jahres in der BRD durch 
Sprach kurse und Bildungsseminare und hält den persönlichen 
Kontakt zu den Familien. 

Die Teilnehmerinnen gehen zur Schule oder arbeiten in sozia­
len Einrichtungen. Als bolivianischer Sohn oder japanische 
Tochter möchten sie in dieser Zeit am Familienleben teilneh­
men. Sie erwarten keine Superfamilie, sondern "Menschen 
wie Du und ich". Auf diese Weise werden internationale Kon­
takte geknüpft, die oft über Jahre hinweg Bestand haben. 

Sich gegenseitig kennenlernen trägt dazu bei, der zunehmen­
deli Ausländerfeindlichkeit zu begegnen und andere Kulturen 
zu verstehen. Es bedeutet, eine Menge Spaß miteinander zu 
haben, aber auch bislang Unbekanntes zu teilen. 

Wer Interesse hat, einein Jugendliche!n bei sich aufzuneh­
men, kann nähere Informationen erhalten bei: 
ICJA, Kiefernstraße 45, 5600 Wuppertal 2, Telefon (0202) 
501081. 

Das Landeskirchenamt 

Zuwendungen 
aus Mitteln der staatlichen Denkmalpflege 

des Landes Nordrhein-Westfalen 
hier: Änderung des Abgabetermins 

Nr. 5478 Az. 14-10-2 Düsseldorf, 16. Februar 1993 

Der Abgabetermin für Anträge auf einen Zuschuß aus dem 
staatlichen Denkmalförderungsprogramm des Landes Nord­
rhein-Westfalen hat sich geändert. 

Vom Jahre 1993 an müssen die vollständig ausgefüllten Anträ­
ge mit den geforderten Anlagen bis spätestens 1. Juli eines 
jeden Jahres bei uns vorliegen. 

Wir bitten, die Terminänderung zu beachten. 

Das Landeskirchenamt 

Generalversammlung 1993 
der Bank für Kirche und Diakonie eG 

NT. 9306 Az. 14-21-1 Düsseldorf, 18. März 1993 

Wir weisen darauf hin, daß die nächste ordentliche Generalver­
sammlung der Bank für Kirche und Diakonie eG am 10. Mai 
1993 um 12.45 Uhr im Congreß Center, Schmidtstraße27a, in 
Magdeburg stattfinden wird. 

Das Landeskirchenamt 
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Verleihung der Anstellungsfähigkeit 
an Kirchenmusiker 

Nr. 8278 ÄZ. 13-6-2-7 Düsseldorf, 1. März 1993 

Das Landeskirchenamt hat im Jahre 1992 folgenden Kirchen­
musikern die Urkunde über die Anstellungsfähigkeit der Evan­
gelischen Kirche der Union verliehen: 

Große Urkunde 

Ba c k e s hoff, Manuela, Düsseldorf 
Bockti n g, Hans Bemd, Wuppertal 
D ö 11, Ursula, Ruppichteroth-Winterscl:leid 
Ger a, Manuel, Oberhausen 
Locker, Sigrid, Lindlar 
Maibaum, Uwe, Duisburg 
Roeseler, Matthias, Köln 
Sattelberger, Robert, Essen 
S t a n d fes t, Matthias, Düsseldorf 
Te s c h e, Thomas, Kleve 
Wagner-Schluckebier, Sigrid, Datteln 
W i n k I er, Martin, Hückeswagen 
Z 0 P f, Andreas, Köln 

Mittlere Urkunde 

Bürck, Wolfgang, Essen 
Her die c k e rho ff, Friederike, Leverkusen 
Riegler, Karin, Wiehl 
Scharf, Wolfram, Jüchen 
Soulier-Loch, Annette, Koblenz 
Strübel, Bettina, Köln 
T ho m a s, Frank, S1. Augustin 

Kleine Urkunde 

Bingert, Jens, Köln 
Bus se, Sabine. Aaetten 
Fr 0 h n, Christiane, Essen 
Ha h ne, Annette, Solingen 
Heb er, Annette, Duisburg 
Kissing, Oliver, Ratingen 
Kreitz, Jutta, Essen 
Landgraf, Reiner, Lohmar 
Li n, Shu-Na. Köln 
M ü h I e n, Astrid, Mönchengladbach 
Pfotenhauer , Annamarie, Münster 
Pridik, Stephan, Wuppertal 
Rauscher, Brigifte, Köln 
Rosenhahn, Carsten, Köln 
Schäfer, Annette, Neukirchen-Vluyn 
Schmidt, Oliver, Halstenbek 
Schneberger-Nowitzki, Susanne, Velbert 
Schürzmann, Dagmar, Düsseldorf 
Schulz, Dr. Dorothee, Düsseldorf 
S h u - Li n, Chen, Düsseldorf 
Theilmann, Jürgen, Köln 
T h j eie, Eva-Maria, Köln 
Wer b i k, Viktoria, Ratingen 

Kleine Urkunde (Organist/in) 

Arneth, Wolfgang, Koblenz 
Gäumann , Verena, Köln 
Ha a s, Hendrik, Leichlingen 
Hölzerkopf , Erwin, Kerpen 
Lau be, IngeOOrg, Mülheim an der Ruhr 
Na u man n, Axel, Düsseldorf 

Re j ß, Stephan, Essen 
Rosenhahn, Carsten, Köln 
Strömer, Jens-Martin, Düsseldorf 

Kleine Urkunde (Chorteitung) 

B ra n des, Dorothea, Langenfeld 
K 0 0 p man n, Dr. Rüdiger, Langenfeld 
Re i n h a rd, Oliver, Bonefeld/Ww. 

Bekanntgabe neuer Kirchensiegel 

Nr. 3808 11 ÄZ. 11-5-5 Siesbach Düsseldorf, 12. März 1993 

Kirchengemeinde: Siesbach 

Kirchenkreis: Birkenfeld 

Umschrift des Kirchensiegels: Evangelische Kirchengemeinde 
Siesbach 

Nr. 6296 ÄZ. 11-5-5 Sulzbach Düsseldorf, 26. Februar 1993 

Kirchengemeinde: Sulzbach 

Kirchenkreis: Ottweiler 

Umschrift des Kirchensiegels: Evangelische Kirchengemeinde 
Sulzbach/Saar 

Das Landeskirchenamt 
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Personal- und sonstige Nachrichten 

Ordiniert: 

Pastorin im Hilfsdienst Christiane Be c k, am 20. Februar 1993 
in der Reformierten Kirchengemeinde Les Batignolles zu Paris. 

Pastorin im Hilfsdienst Sabine Dehnelt am 7. Februar 1993 
in der Kirchengemeinde Mittelmeiderich. 

Pastor im Hilfsdienst Dietrich Den k er am 7. Februar 1993 in 
der Kirchengemeinde Rheydt. 

Pastorin im Hilfsdienst Agnes Franchy- Kruppa am 14. Fe­
bruar 1993 in der Apostelkirchengemeinde Bonn-Tannen­
busch. 

Pastor im Hilfsdienst Frank Gei ß I e r am 23. Januar 1993 in 
der Kirchengemeinde Neuss-Süd. 

Pastor im Hilfsdienst Harry Hall er am 23. Januar 1993 in der 
Kirchengemeinde Essen-Altstadt-Mitte. 

Pastor im Hilfsdienst Wolfgang Her r man n am 14. März 1993 
in der Lutherkirchengemeinde Düsseldorf. 

Pastor Gottfried He ß am 14. Februar 1993 in der Kirchenge­
meinde Simmern. 

Pastor im Hilfsdienst Alfried Ho p f gar t n e r am 14. März 1993 
in der Kirchengemeinde Hueth-Millingen. 

Pastor im Hilfsdienst Joachim Marx am 13. Februar 1993 in 
der Kirchengemeinde GÜchenbach. 

Pastor im Hilfsdienst Michael Mihan-Bossow am 21. Fe­
bruar 1993 in der Kirchengemeinde Kempen. 

Pastorin im Hilfsdienst Christiane M ü n k er am 28. Februar 
1993 in der Kirchengemeinde Kettwig. 

Pastorin im Hilfsdienst Beate M ü s k e n am 7. Februar 1993 in 
der Kirchengemeinde Leverkusen-Schlebusch. 

Pastor im Hilfsdienst Christopher Preis am 23. Januar 1993 
in der Kirchengemeinde Velbert. 

Pastor im Hilfsdienst Dietmar Red e k er am 28. Februar 1993 
in der Kirchengemeinde Köln. 

Pastorin im Hilfsdienst Christi na Sc h I a r p am 7. März 1993 in 
der Kirchengemeinde Bad Münstereifel: 

Pastor im Hilfsdienst Oliver Sc h m i d t am 14. Februar 1993 in 
der Kirchengemeinde Dinslaken. 

Pastor im Hilfsdienst Uwe Schmidt am 14. Februar 1993 in 
der Kirchengemeinde Heusweiler. 

Pastorin im Hilfsdienst Angelika Sc hob er am 23. Januar 
1993 in der Kirchengemeinde Ratingen. 

Pastor im Hilfsdienst Axel Schwenzow am 28. Februar 
1993 in der Kirchengemeinde Leverkusen-Wiesdorf. 

Pastor im Hilfsdienst Martin S t e ff e n s am 14. Februar 1993 in 
der Kirchengemeinde Koblenz-Karthause. 

Pastorin im Hilfsdienst Doris Tatsch-Schmieden am 28. 
Februar 1993 in der Kirchengemeinde Fischbach. 

Pastor im Hilfsdienst Rolf Theobold am 7. März 1993 in der 
Kirchengemeinde Köln-Klettenberg. 

Pastor im Hilfsdienst Ulrich Wagner am 7. Februar 1993 in 
der Kirchengemeinde Hochdahl. 

Ordiniert als Predigtheffer: 

Predigthelfer Kurt Lau fe r, Kirchengemeinde Much, Kirchen­
kreis An Sieg und Rhein, am 28. Februar 1993. 

Predigthelfer Robert Herx, Kirchengemeinde Wesei, Kir­
chenkreis Wesei, am 30. Oktober 1992. 

Predigthelferin Barbara W a g n er, Johanniskirchengemeinde 
Mülheim an der Ruhr, Kirchenkreis An der Ruhr, am 28. Febru­
ar 1993. 

Berufen/Pfarrstellen: 

Pfarrer Oskar G re v e n in Euskirchen zum Pfarrer der Lan­
deskirche und Dozenten am Predigerseminar Bad Kreuznach 
mit Wirkung vom 16. August 1993. Gemeindeverzeichnis 
S.43/298. 

Pastorin im Hilfsdienst Gabriele Ha mac her zur Pfarrerin der 
Kirchengemeinde Bergneustadt, Kirchenkreis An der Agger 
(2. Pfarrstelle). Gemeindeverzeichnis S. 97/98. 

Pastorin im Sonderdienst Sylvia Hart man n zur Pfarrerin der 
Vereinigten Ev. Kirchengemeinde Heidt in Wuppertal-Barmen, 
Kirchenkreis Barmen (3. Pfarrstelle). Gemeindeverzeichnis 
S.128. 

Pastorin Annelie Becher-Hülshoff zur Pfarrerin des Kir­
chenkreisverbandes Düsseldorf (20. Pfarrstelle). Gemeinde­
verzeichnis S. 185. 

Gemeindemissionar Manfred K im p e I zum Pfarrer der Kir­
chengemeinde Waldsolms-Nord, Kirchenkreis Braunfels. Ge­
meindeverzeichnis S. 160. 

Pastorin im Hilfsdienst Ute K ü n hau pt - S a w atz k i und Pa­
stor im Hilfsdienst Dirk S a w atz k i zur Pfarrerin und zum Pfar­
rer der Kirchengemeinde Wedau-Bissingheim, Kirchenkreis 
Duisburg-Süd (1. Pfarrstelle) in einem eingeschränkten 
Dienstverhältnis. Gemeindeverzeichnis S. 230. 

Pastorin im Hilfsdienst Ruth Knebel zur Pfarrerin der Kir­
chengemeinde Wuppertal-Ronsdorf, Kirchenkreis Elberfeld 
(2. Pfarrstelle). Gemeindeverzeichnis S. 237. 
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Pastorin im Sonderdienst Almuth V 0 s s zur Pfarrerin des 
StadtkirchenverbandesKöln (1. Verbandspfarrstelle für die Er­
teilung Ev. Religionslehre an höheren Schulen und an Gesamt­
schulen). Gemeindeverzeichnis S. 342. 

Gemeindemissionar Pastor Horst Z a n der, bisher Verwalter 
der Pfarrstelle, zum Pfarrer der Kirchengemeinde Kaldenkir­
ehen, Kirchenkreis Krefeld. Gemeindeverzeichnis S. 387. 

Pastor im Hilfsdienst Wolfgang Brülls zum Pfarrer der Kir­
chengemeinde Hückeswagen, Kirchenkreis Lennep (neuer­
richtete 3. Pfarrstelle}. Gemeindeverzeichnis S. 402. 

Gemeindemissionar Pastor Manfred K asp a r zum Pfarrer der 
Kirchengemeinde Monzingen-Seesbach, Kirchenkreis An Na­
he und Glan (1. Pfarrstelle). Gemeindeverzeichnis S. 445. 

Pastorin im Hilfsdienst Elfi 0 eck e r - Hup p e rt zur Pfarrerin 
der Kirchengemeinde St. Johannisberg, Kirchenkreis An Nahe 
und Glan. Gemeindeverzeichnis S. 447. 

Pastor im Hilfsdienst Klaus K ö h I e r zum Pfarrer der Kirchen­
gemeinde Reichenbach, Kirchenkreis SI. Wendel. Gemeinde­
verzeichnis S. 502. 

Pastor im Hilfsdienst Christoph· Ra u zum Pfarrer der Kirchen­
gemeinde Wolf, Kirchenkreis Simmern-Trarbach (1. Pfarrstel­
le). Gemeindeverzeichnis S. 532 

Gemeindemissionar Pastor Bernd Ac k e r man n zum Pfarrer 
des Kirchenkreises Solingen (2. Pfarrstelle). Gemeindever­
zeichnis S. 537. 

Berufen/Beamtenstellen: 

Pastor im Hilfsdienst Dietrich Ben n i n g hau s in ein Kirchen­
beamtenverhältnis auf Zeit unter Ernennung zum Pastor im 
Sonderdienst und Einweisung in die beim Kirchenkreis Si. 
Wendel eingerichtete Sonderdienststelle. 

Pastorin im Hilfsdienst Heide-Marie B ä um k er in ein Kirchen­
beamtenverhältnis auf Zeit unter Ernennung zur Pastorin im 
Sonderdienst und Einweisung in die bei der Kirchengemeinde 
Holzbüttgen, Kirchenkreis Gladbach, eingerichtete Sonder­
dienststeIle. 

Kirchenverwaltungs-Hauptsekretär Hans-Joachim Be r g­
weiler vom Rentamt des Kirchenkreises Wied zum Kirchenver­
waltungs-Amtsinspektor. 

Verwaltungsangestellter Stefan Ebert vom Gemeindeamt 
Köln Nord-West, Kirchenkreis Köln-Nord, in ein Kirchenbeam­
tenverhältnis auf Probe unter Ernennung zum Kirchengemein­
de-Sekretär z. A. 

Kirchenverwaltungs-Inspektor z. A. Andreas Eck vom Ver­
waltungs- und Rentamt Idar-Oberstein, Kirchenkreis Birken­
feld, zum Kirchenverwaltungs-lnspektor. 

Kirchenverwaltungs-Amtmann Helmut Ern s t vom Kirchen­
kreis Köln-Rechtsrheinisch zum Kirchenverwaltungs-Amtsrat. 
Gemeindeverzeichnis S. 361. 

Studienrätin z. A. i. K. Regina F Ii nt r 0 p vom Theodor-Flied­
ner-Gymnasium in Düsseldorf-Kaiserswerth unter Ernennung 
zur Studienrätin LK in ein Kirchenbeamtenverhältnis auf Le­
benszeit. 

Pastorin im Hilfsdienst Annette Fis c her in ein Kirchenbeam­
tenverhältnis auf Zeit unter Ernennung zur Pastorin im Sonder­
dienst und Einweisung in die beim Stadtkirchenverband Essen 
eingerichtete Sonderdienststelle. 

Kirchengemeinde-Amtsrat Gerrit G raa p vom Gemeindever­
band Mönchengladbach, Kirchenkreis Gladbach, zum Kir­
chengemeinde-Oberamtsrat. 

Pastor im Hilfsdienst Jerls G re v e in ein Kirchenbeamtenver­
hältnis auf Zeit unter Ernennung zum Pastor im Sonderdienst 
und Einweisung in die beim Kirchenkreis Düsseldorf-Süd ein­
gerichtete Sonderdienststelle. 

Pastor im Hilfsdienst Kay G rim m in ein Kirchenbeamtenver­
hältnis auf Zeit unter Ernennung zum Pastor im Sonderdienst 
und Einweisung in die beim Kirchenkreis Essen-Süd eingerich­
tete Sonderdienststelle. 

Pastor im Hilfsdienst Markus Ha p p e I in ein Kirchenbeamten­
verhältnis auf Zeit unter Ernennung zum Pastor im Sonder­
dienst und Einweisung in die bei der Evangelischen Kirche im 
Rheinland (ESG Trier) eingerichtete Sonderdienststelle. 

Kirchenverwaltungs-Amtmann Udo He ger vom Gemeinde­
verband Krefeld, Kirchenkreis Krefeld, zum Kirchenverwal-
tungs-Amtsrat. . 

Dr. Friedrich Hub e r in ein Kirchenbeamtenverhältnis auf Le­
benszeit unter Ernennung zum Professor an der Kirchlichen 
Hochschule Wuppertal. Gemeindeverzeichnis S. 40/41. 

Pastor im Hilfsdienst Frank Huf s c h m i d t in ein Kirchenbe­
amtenverhältnis auf Zeit unter Ernennung zum Pastor im Son­
derdienst und Einweisung in die beim Kirchenkreis Elberfeld 
eingerichtete Sonderdienststelle. 

Der ehemalige Pastor im Hilfsdienst Michael H ü t e r in ein Kir­
chenbeamtenverhältnis auf Zeit unter Ernennung zum Pastor 
im Sonderdienst und Einweisung in die beim Kirchenkreis 
Duisburg-Süd eingerichtete SonderdientsteIle. 

Pastorin im Hilfsdienst Andrea K li n k in ein Kirchenbeamten­
verhältnis auf Zeit unter Ernennung zur Pastorin im Sonder­
dienst und Einweisung in die beim Stadtkirchenverband Köln 
eingerichtete Sonderdienststelle. 

Kirchenverwaltungs-Amtsrat Udo Köster vom Gesamtver­
band Düsseldorf zum Kirchenverwaltungs-Oberamtsrat. 

Kirchengemeinde-Amtsrat Paul Kranenberg von der Kir­
chengemeinde Mettmann, Kirchenkreis Düsseldorf-Mett­
mann, zum Kirchengemeinde-Oberamtsrat. Gemeindever­
zeichnis S. 177. 

Kirchenverwaltungs-Amtsrat Hartmuth Lange vom Kirchen­
kreis Köln-Rechtsrheinisch zum Kirchenverwaltungs-Ober­
amtsrat. 

Studienrätin z.A. i.K. Sabine Lewerenz vom Dietrich-Bon­
hoeffer-Gymnasium in Hilden unter Ernennung zur Studienrä­
tin i. K. in ein Kirchenbeamtenverhältnis auf Lebenszeit. 

Kirchengemeinde-Amtsinspektor Günter Met t n e r vom Ge­
meindeverband Mönchengladbach, Kirchenkreis Gladbach, 
zum Kirchengemeinde-Inspektor. 

Landeskirchen-Oberarchivrat Dr. Dietrich Meyer zum Lan­
deskirchen-Archivdirektor. Gemeindeverzeichnis S. 6. 
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Stadtobersekretärin Gabriele Nett e I be c k in ein Kirchenbe­
amtenverhältnis auf Lebenszeit unter Emennung zur Kirchen­
gemeinde-Hauptsekretärin bei der EV.-ref. Kirchengemeinde 
Neviges, Kirchenkreis Niederberg. 

KirchenverwaHungs-Oberamtsrat Heinz Hermann Ni eh aus 
vom Rechnungsprüfungsamt tür die Kirchenkreise Duisburg­
Süd, Kleve, Moors und Wesel zum Kirchenverwaltungsrat. Ge­
meindeverzeichnis S. 221,315,421,563. 

Der ehemalige Pastor im Hilfsdienst Ralph va n Ott e rio h in 
ein KirchenbeamtenverhäHnis auf Zeit unter Emennung zum 
Pastor im Sonderdienst und Einweisung in die bei der Auferste­
hungs-Kirchengemeinde Oberhausen-Osterfeld, Kirchenkreis 
Oberhausen, eingerichtete Sonderdienststelle. 

Kirchengemeinde-Amtmann Jürgen S a d t k 0 w s k j vom Ge­
meindeverband Mönchengladbach, Kirchenkreis Gladbach, 
zum Kirchengemeinde-Amtsrat. 

Pastor im Hilfsdienst Claus Sc h e v e n in ein Kirchenbeamten­
verhältnis auf Zeit unter Emennung zum Pastor im Sonder­
dienst und Einweisung in die beim Kirchenkreisverband Düs­
seldorf eingerichtete Sonderdienststelle. 

Studienrätin z.A. LK Ulrike Vaßen vom Theodor-Fliedner­
Gymnasium in Düsseldorf-Kaiserswerth unter Emennung zur 
Studienrätin i. K. in ein Kirchenbeamtenverhältnis auf Lebens­
zeit. 

Pastor im Hilfsdienst Christof We ire s in ein Kirchenbeamten­
verhältnis auf Zeit unter Ernennung zum Pastor im Sonder­
dienst und Einweisung in die bei der Evangelischen Kirche im 
Rheinland - ESG Düsseldorf - eingerichtete Sonderdienststel­
le. 

Pastorin im Hilfsdienst Silke W i P per für t h in ein Kirchenbe­
amtenverhäHnis auf Zeit unter Emennung zur Pastorin im Son­
derdienst und Einweisung in die bei der Kirchengemeinde 
Schiefbahn-Neersen, Kirchenkreis Krefeld, eingerichtete Son­
derdienststelle. 

Lehrerin i. A. Ines Z i erz vom Amos-Comenius-Gymnasium in 
Bonn-Bad Godesberg unter Ernennung zur Studienrätin z. A. 
i. K. in ein KirchenbeamtenverhäHnis auf Probe. 

Bestätigt: 

Die Wahl des Pfarrers Manfred Re k 0 w ski, Wichlinghausen, 
zum Skriba des Kirchenkreises Barmen. 

Die Wiederwahl des Pfarrers Dieter Ab e I, Biskirchen, zum 
Superintendenten; die Wahl des Pfarrers Klaus W in d h Ö f el , 
Wetzlar, zum Skriba des Kirchenkreises Braunfels. 

Entlassen aus dem Hilfsdienst: 

Pastor Michael Z i e buh r nach § 2 Abs. 1 des Ausführungsge­
s~tzes zum Hilfsdienstgesetz vom 11. Januar 1985 zum 22. Ja­
nuar 1993. 

Entlassen: 

Gemeindemissionarin Pastorin Annelie Be ch e r - H ü 15 hoff 
vom Kirchenkreisverband Düsseldorf aus dem Kirchenbeam­
tenverhältnis wegen Berufung zur Pfarrerin. 

Pastorin im Sonderdienst Daniela E mg e mit Ablauf des 
31. März 1993 durch Zeitablauf. 

Pastor im Sonderdienst Klaus Ha m m e s zum 1. April 1993 
wegen Berufung zum Pfarrer. 

Pastorin im Sonderdienst Sylvia Hartmann mit Ablauf des 
4. April 1993 durch Zeitablauf. 

Gemeindemissionar Pastor Manfred K im p e I von der Kir­
chengemeinde Waldsolms-Nord, Kirchenkreis Braunfels, aus 
dem Kirchenbeamtenverhältnis wegen Berufung zum Pfarrer. 

Pastorin im Sonderdienst Iris Kr ü ger mit Ablauf des 31. März 
1993 durch Zeitablauf. 

Pfarrer Professor Dr. Peter Steinacker, Vereinigt-Ev. Kir­
chengemeinde Unterbarmen-Mitte (1. Pfarrstelle), mitWirkung 
vom 24. März 1993. Gemeindeverzeichnis S. 124. 

Pastor im Sonderdienst Frank T h i eie mit Ablauf des 31. März 
1993 durch Zeitablauf. 

Pastorin im Sonderdienst Almuth V 0 s s wegen Berufung zur 
Pfarrerin. 

Oberführt: 

Kirchengemeinde-Oberinspektor Burkhard Sc h i tt k 0 von der 
Kirchengemeinde Wermelskirchen, Kirchenkreis Lennep, in 
den Dienst der Kirchengemeinde Hilden, Kirchenkreis Düssel­
dorf-Mettmann. 

Versetzung in den Wartestand: 

Pfarrer Dr. Johannes D e gen, Anstaltskirchengemeinde Dia­
koniewerk Kaiserswerth, Kirchenkreis Düsseldorf-Nord, mit 
Wirkung vom 1. April 1993 wegen übernahme in den Dienst 
des Diakonischen Werkes der Evangelischen Kirche in 
Deutschland als Direktor der Diakonischen Akademie. Ge­
meindeverzeichnis S. 194. 

Eintritt in den Ruhestand: 

Pfarrer LW. Hartmut Pohlmann mit Wirkung vom 1. Mai 
1993. Gemeindeverzeichnis S. CIV. 

Pfarrerin Dr. Hildegard Kirsch-Schäfer, Lukaskirchenge­
meinde Bonn (5. Pfarrstelle), mit Wirkung vom 1. April 1993. 
Gemeindeverzeichnis S. 147. 

Pfarrer Wolfgang Jas se, Christus-Kirchengemeinde Düs­
seldorf (5. Pfarrstelle), mit Wirkung vom 1. Mai 1993. Gemein­
deverzeichnis S. 197. 

Pfarrer Eberhard R öhr i g , Kirchengemeinde Elberfeld 
(1. Pfarrstelle), mit Wirkung vom 1. Mal 1993. Gemeindever­
zeichnis S. 240. 

Pfarrer Helmut Gut s c h e, Gemeindeverband Koblenz 
(2. Pfarrstelle), mit Wirkung vom 1. Mai 1993. Gemeindever­
zeichnis S. 328. 

Pfarrer Hans-WaHer Boelitz, Wesel (4. Pfarrstelle), mitWir­
kung vom 1. Mai 1993. Gemeindeverzeichnis S. 569. 
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t 
Christus spricht: Ich war tot, und siehe, ich bin leben­
dig von Ewigkeit zu Ewigkeit und habe die Schlüssel 
des Todes und der Hölle. Offenbarung 1, 18 

Aus diesem Leben wurden abberufen: 

Pfarrer i. R. Kar! We i ß am 25. Januar 1993 in Velbert, 
zuletzt Pfarrer in Langenberg, geboren am 1. April 1906 
in Kevelaer, ordiniert am 8. November 1931 in Langen­
berg. 

Pfarrer i. R. Wilhelm Ha r I a n d t am 15. Februar 1993 
in Mülheim an der Ruhr, zuletzt Pfarrer in Oberhausen­
Osterfeld, geboren am 23. Mai 1905 in Hohensalza, 
Wartheland, ordiniert am 6. Januar 1933 in Breslau. 

Pfarrer i. R. Georg Buitkamp am 20. Februar 1993 
in Sinzig, zuletzt Pfarrer in Oberwinter, geboren am 
18. November 1913 in Rheine, ordiniert am 27. Januar 
1946 in HolsseI. 

Pfarrer i. R. Hermann Sc h ne 11 e r am 9. März 1993 in 
Tübingen, zuletzt Pfarrer beim Verein für das Syrische 
Waisenhaus in Jerusalem, geboren am 4. Oktober 
1893 in Jerusalem, ordiniert am 12. Oktober 1921. 

Pfarrer i. R. Wilhelm Heinrich T he i sen am 10. März 
1993 in Waldbröl, zuletzt Pfarrer in Odenspiel, geboren 
am 29. Januar 1926 in Traar, jetzt Krefeld, 
ordiniert am 15. Mai 1955 in Buschhausen. 

Pfarrer i. R. Theodor Goebel am 15. März 1993 in 
Bad Honnef, zuletzt Pfarrer in Herehen, geboren am 
20. August 1903 in Betzdorf, ordiniert am 17. November 
1929 in Betzdorf. 

Errichtung von Pfarrstellen: 

In der Kirchengemeinde S t 0 I be r g, Kirchenkreis Aachen, ist 
zum 1. April 1993 eine 4. Pfarrstelle errichtet worden. Gemein­
deverzeichnis S. 93. 

Beim Kirchenkreis Du i s bur g - N 0 r d wird mit Wirkung vom 
1. Mai 1993 eine 15. kreiskirchliche Pfarrstelle zur Entlastung 
des Superintendenten errichtet. Gemeindeverzeichnis S. 214. 

In der Kirchengemeinde Neuss-Süd, Kirchenkreis Glad­
bach, ist mit Wirkung vom 1. April 1993 die 5. Pfarrstelle errich­
tetworden. 

Umbenennung einer Kirchengemeinde: 

Die Evangelische Kirchengemeinde Be r g h e i m - Z i e v e­
r ich, Kirchenkreis Köln-Nord, ist mit Wirkung vom 1. März 
1993 in "Evangelische Kirchengemeinde Be r g h e i m - Z i e­
verich-Elsdorf" umbenannt worden. Gemeindeverzeich­
nisS. 353. 

Pfarrstellenausschreibungen : 

Für die neuerrichtete 4. Pfarrstelle im Gemeindebezirk Brand 
sucht die Kirchengemeinde S t 0 I berg auf Vorschlag der Kir­
chenleitung eine Pfarrerin/einen Pfarrer. Brand - ein Vorort der 
Stadt Aachen - mit altem Ortskern und reger Neubautätigkeit 
hat z. Zt. 2.500 Gemeindemitglieder. Das Gemeindegebiet 
liegt verkehrsgünstig am Rande des Naturparks Nordeifel. Ein 
aufgeschlossenes Team von Haupt- und Ehrenamtlichen ar­
beitet engagiert in der Gemeinde und deren Einrichtungen. Die 
Gottesdienste in den fünf Predigtstätten werden von den vier 
Pfarrern im Wechsel gehalten. Die Gemeinde wird eine Dienst­
wohnung zur Verfügung stellen. Nähere Angaben siehe Ge­
meindeverzeichnis S. 93. Bewerbungen sind innerhalb von 
drei Wochen nach Erscheinen dieses Amtsblattes an das Lan­
deskirchenamt, Hans-Böckler-Straße 7, Postfach 320340, 
4000 Düsseldorf 30, zu richten. Weitere Auskünfte bei der Vor­
sitzenden des Pfarrstellenbesetzungsausschusses, Hildegard 
Wirtz, Telefon (02402) 24910, und beim Vorsitzenden des 
Presbyteriums, Pfarrer Dr. Rosenbrock, Telefon (02402) 
81113. 

Die Kirchengemeinde Wal d b r ö I sucht zum nächstmögli­
chen Termin eine Pfarrerin/einen Pfarrer zur Besetzung der 
5. Pfarrstelle (Entlastungspfarrstelle für den Superintenden­
ten). Zur Hälfte ihres/seines Dienstes übernimmt die Pfarrerin/ 
der Pfarrer die Verantwortung für den 4. Pfarrbezirk der Kir­
chengemeinde. Nähere Angaben siehe Gemeindeverzeichnis 
S. 105. Sie/er nimmt teil an den Dienstbesprechungen der 
hauptamtlichen Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter, am Predigt­
turnus und an den Sitzungen des Presbyteriums. Zur anderen 
Hälfte ihres/seines Dienstes arbeitet die Pfarrerin/der Pfarrer 
im Team der Kreiskirchlichen Beratungsstelle für Erziehungs-, 
Ehe-, Familien- und Lebensfragen in Waldbröl mit der beson­
deren Aufgabe der theologisch-konzeptionellen Begleitung der 
Arbeit in der Beratungsstelle sowie der Durchführung von zwei 

, sechswöchigen Kursen in Klinischer Seelsorgeausbildung pro 
Jahr. Eine Ausbildung in einem beraterischen Verfahren ist 
notwendig. Die Teilnahme an Fortbildungen, die dazu helfen, 
sich für die hier beschriebenen Dienste zu qualifizieren, ist er­
wünscht und wird ausdrücklich unterstützt. Das Konzept einer 
gemeindenahen Beratungsarbeit und einer beratungsnahen 
Gemeindearbeit liegt dieser SteIlenausschreibung zugrunde. 
Auskunft erteilt Superintendent Horst Ostermann, Telefon 
(02261) 70 09 42. Die Stelle wird auf Vorschlag der Kirchenlei­
tung besetzt. Bewerbungen sind innerhalb von drei Wochen 
nach Erscheinen dieses Amtsblattes an das Landeskir­
chenamt, Hans-Böckler-Straße 7, Postfach 320340, 4000 
Düsseldorf 30, zu richten. 

Seit dem Jahre 1987 besteht die selbständige Anstaltskirchen­
gemeinde beim Diakoniewerk Kaiserswerth. Neben 
der üblichen Gemeindearbeit mit allen Altersgruppen und ei­
nem ausgeprägten gottesdienstlichen und kirchenmusikali­
schen Leben verantwortet die Gemeinde die Seelsorge in ei­
nem großen Krankenhaus und in Altenheimen sowie die pasto­
rale Begleitung der Schwesternschaften des Kaiserswerther 
Mutterhauses. Von derzeitigen Pfarrstelleninhabern wird Aus­
und Fortbildung in Seelsorge (KSA) durchgeführt. Für diese 
umfangreichen Aufgaben sind drei Pfarrstellen errichtet wor­
den. Eine zusätzliche hat der Vorsteher des Werkes inne. Die 
zweite Pfarrstelle ist frei geworden und soll möglichst bald be­
setzt werden. Team- und Kooperationsfähigkeit, Freude an 
Predigt und Gottesdienst und seelsorgerliche Kompetenz sind 
wichtige Voraussetzungen für die Mitarbeit. Erfahrung in Ge­
meindearbeit und Ideen für den Gemeindeaufbau sind drin­
gend erwünscht. In der Gemeinde ist der Lutherische Katechis-
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mus in Gebrauch. Weitere Angaben siehe Gemeindeverzeich­
nis S. 194. Dem/Der Inhaber/in der Pfarrstelle sind u. a. die Be­
gieitung der Schwesternschaften und die Kinder-und Jugend­
arbeit zugeordnet. Weitere Schwerpunkte werden mit dem 
Presbyterium und den Kollegen abgesprochen. Bewerbungen 
werden über den Superintendenten des Kirchenkreises Düs­
seldorf-Nord, Bastionstraße 6,4000 Düsseldorf 1, an die Vor­
sitzende des Presbyteriums, Rosemarie Grabau, Alte Land­
straße 179 c, 4000 Düsseldorf 31, erbeten. Telefonische Anfra­
gen unter (0211) 403217. 

Die Pfarrstelle der Kirchengemeinde Alm e r s b ach, Kir­
chenkreis Altenkirchen, ist zum 1. November 1993 durch das 
Leitungsorgan wieder zu besetzen. In der Gemeinde ist der 
Unierte Katechismus in Gebrauch. Weitere Angaben siehe Ge­
meindeverzeichnis S. 111. Bewerbungen sind innerhalb von 
drei Wochen nach Erscheinen dieses Amtsblattes an die vor­
genannte Anstellungskörperschaft über den Superintendenten 
des Kirchenkreises Altenkirchen, Stadthallenweg 16, 5230 AI­
tenkirchen, zu richten. 

Die 5. Pfarrstelle der Kirchengemeinde Neu s s - Süd, Kir­
chenkreis Gladbach, ist sofort auf Vorschlag der Kirchenleitung 
zu besetzen. In der Gemeinde ist der Unions-Katechismus in 
Gebrauch. Weitere Angaben siehe Gemeindeverzeichnis 
S. 288. Bewerbungen sind innerhalb von drei Wochen nach Er­
scheinen dieses Amtsblattes an das Landeskirchenamt, Hans­
Bäckler-Straße 7, Postfach 320340, 4000 Düsseldorf 30, zu 
richten. 

Die 3. Pfarrstelle der Kirchengemeinde Es sen - K r a y, Kir­
ehen kreis Essen-Nord, ist zum 1. Juni 1993 durch das Lei­
tungsorgan wieder zu besetzen. In der Gemeinde ist der Luthe­
rische Katechismus in Gebrauch. Weitere Angaben siehe Ge­
meindeverzeichnis S. 265. Bewerbungen sind innerhalb von 
drei Wochen nach Erscheinen dieses Amtsblattes an die vor­
genannte Anstellungskörperschaft über den Superintendenten 
des Kirchenkreises Essen-Nord, 11. Hagen 7, 4300 Essen 1, zu 
richten. Für Rückfragen steht Pfarrer Jochen Robra, Telefon 
(0201) 55 1451, zur Verfügung. 

Die neu errichtete 13. Verbandspfarrstelle für Krankenhaus­
seelsorge des Stadtki rehenverbandes Köln ist ab so­
fort auf Vorschlag der Kirchenleitung zu besetzen. Gemeinde­
verzeichnis S. 340. Bewerbungen sind innerhalb von drei Wo­
chen nach Erscheinen dieses Amtsblattes an das Landeskir­
chenamt, Hans-Bäckler-Straße 7, Postfach 320340, 4000 
Düsseldorf 30, zu richten. 

Beim Stadtkirchenverband Köln ist durch den Ver­
bandsvorstand die 6. Verbandspfarrstelle des Berufsschul­
pfarramtes zur Erteilung des Evangelischen Religionsunter­
richtes an den Berufsbildenden Schulen zum 1. August 1993 
zu besetzen. Gesucht wird ein Pfarrer oder eine Pfarrerin, der 
bzw. die bereit ist, vollzeitlich Evangelische Religionslehre an 
einer Berufsbildenden Schule im Bereich des Stadtkirchenver­
bandes Köln zu erteilen. Erfahrung im Berufsschulbereich ist 
erwünscht. Die Pflichtstundenzahl beträgt 25 Wochenstunden. 
Bei der Beschaffung einer familiengerechten Wohnung ist der 
Stadtkirchenverband behilflich. Weitere Angaben siehe Ge­
meindeverzeichnis S. 341. Auskünfte erteilt die Leiterin des 
Berufsschulpfarramtes, Pfarrerin Johanna Skriver, Telefon 
(02 21) 3382-275. Bewerbungen sind innerhalb von drei 
Wochen nach Erscheinen dieses Amtsblattes an den Stadtsu­
perintendenten des Evangelischen Stadtkirchenverbandes 
Köln, Kartäusergasse 9, Postfach 2501 04, 5000 Köln 1, zu 
richten. 

In der Kirchengemeinde M ü I h e i m am Rh ein ist die Pfarr­
stelle für den ersten Bezirk sofort zu besetzen. Wir suchen eine 
Pfarrerin/einen Pfarrer, die/der in einem Team von fünf Pfarr­
stelleninhabern christliche Gemeinde im Stadtteil Mülheim 
bauen will. Der Bezirk Lutherkirche ist geprägt von unter­
schiedlichen sozialen Schichten. Vor allem in den sozialen 
Brennpunkten konnte die übliche kirchliche Arbeit bisher 
schwerlich Fuß fassen. Darum soll die Bewerberin/der Bewer­
ber dem Evangelium und der Kirche vor Ort Gesicht geben. Die 
besondere Situation erfordert Offenheit für neue Wege der Ge­
meindearbeit. Daherwird Eigenständigkeit, aber auch Integra­
tionsfähigkeit mit Blick auf unterschiedliche Prägungen und 
Frömmigkeitsstile erwartet. Im Bezirk Lutherkirche befindet 
sich das gemeindliche Jugendzentrum (Lutherturrn). Außer­
dem soll bewußt der missionarische Gemeindeaufbau geför­
dert werden. Wir freuen uns auf eine Pfarrerin/einen Pfarrer, 
die/der sich der gemeindlichen Jugendarbeit und dem missio­
narischen Anliegen fröhlich und unverkrampft verpflichtet weiß. 
Weitere Angaben siehe Gemeindeverzeichnis S. 370. Bewer­
bungen sind innerhalb von drei Wochen nach Erscheinen die­
ses Amtsblattes zu richten an den Vorsitzenden des Presby­
teriums der Kirchengemeinde Mülheim am Rhein, Graf-Adolf­
Straße 22, 5000 Köln 80, über den Superintendenten des Kir­
chenkreises KÖln-Rechtsrheinisch, Kartäusergasse 9-11, 
5000 Köln 1. 

In der Kirchengemeinde Si n dorf, Kirchenkreis Köln-Süd, ist 
die 2. Pfarrstelle sofort durch das Presbyterium wieder zu be­
setzen. Die Pfarrstelle umfaßt auch zwei Filialorte und Neubau­
gebiete. In der Diasporagemeinde mit Interesse an der Stär­
kung der Ökumene wird ein/eine Pfarrer/Pfarrerin gesucht, 
der/die auf biblischer Grundlage geistlichen Gemeindeaufbau 
gemeinsam und in Ergänzung mit dem Inhaber der 1. Pfarrstel­
le durch Verkündigung, Unterricht und Seelsorge weiterführt. 
Gesucht wird eine Persönlichkeit mit Integrationskraft, die auch 
bereit und in der Lage ist, gezielten Gemeindeaufbau in einem 
der Filialorte durchzuführen. In der Gemeinde ist der Kleine Ka­
techismus D. Martin Luthers in Gebrauch. Weitere Angaben 
siehe Gemeindeverzeichnis S. 380. Rückfragen bei Pfarrer 
Genseh, Telefon (02273) 51241. Bewerbungen sind inner­
halb von drei Wochen nach Erscheinen dieses Amtsblattes zu 
richten an das Presbyterium, Augsburger Straße 23,5011 Ker­
pen-Sindorf, über die Superintendentin des Kirchenkreises 
Köln-Süd, Comesstraße 45, 5040 Brühl. 

Die 7. kreiskirchliche Pfarrstelle im Kirchenkreis L e n n e p ist 
ab 1. August 1993 wieder zu besetzen. Die Pfarrstelle dient der 
Erteilung von Religionsunterricht an Berufsbildenden Schulen. 
Der oder die Bewerber/in sollte jungen Menschen gegenüber 
aufgeschlossen sein und Interesse daran haben, das Evange­
lium von Jesus Christus im nicht-kirchlichen Kontext von Schu­
le theologisch und pädagogisch verantwortbar zu verkündigen, 
zu lehren und es mit den Schülern und dem Lehrerkollegium zu 
leben. Die Pflichtstundenzahl beträgt 25 Wochenstunden. Ein 
geräumiges neues Pfarrhaus (Erstbezug) ist vorhanden. Wei­
tere Angaben siehe Gemeindeverzeichnis S. 399. Bewerbun­
gen sind innerhalb von drei Wochen nach Erscheinen dieses 
Amtsblattes zu richten an den Superintendenten des Kirchen­
kreises Lennep, Talsperrenweg 8,5630 Remscheid 11. Aus­
kunft erteilt Pfarrer S. Landau, Telefon (021 91) 64714. 

Die Jo h an n es- Ki reh engem ei nde Leve rkuse n­
Manfort (ca. 2.300 Seelen) sucht zum 1. November 1993 für 
die Wiederbesetzung ihrer Pfarrstelle einen Pfarrer, eine Pfar­
rerin oder ein Pfarrerehepaar (ED), da der jetzige SteIleninha­
ber in den Ruhestand tritt. Die Kirchengemeinde verfügt über 
ein von Prof. Bartning 1954 erbautes Gemeindezentrum mit 
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Kirche, Kirchturm, Gemeindesaal, Büroräumen, Kindergarten 
und Jugendräumen, das in einer großflächigen Grünanlage 
liegt, in die Mitarbeiterhaus und Pfarrhaus einbezogen sind. In 
allen Bereichen der Gemeindearbeit sind ehrenamtliche Mitar­
beiterinnen und Mitarbeiter in 19 Gruppen und Kreisen tätig. Ei­
ne Altenbetreuerin, eine Sozialpädagogin, zwei Erzieherinnen 
und der Küster sowie eine Krankenpflegerin im Rahmen der 
Diakoniestation gehören zum Kreis der Hauptamtlichen. Der 
kirchenmusikalische Dienst und die musikpädagogische Arbeit 
geschieht nebenamtlich oder durch Honorarkräfte. Zwei Pre­
digthelfer können sich am Predigtdienst beteiligen. Als Ge­
meinde erwarten wir eine am Wort der Schrift orientierte Ver­
kündigung des Evangeliums, kooperative Zusammenarbeit mit 
unseren Gruppen und Kreisen sowie kontaktfreudiges, seel­
sorgerliches Zugehen auf die Menschen und Förderung und 
Fortführung der gemeindlichen Sitte mit ihren Aktivitäten und 
Aktionen. Wir wünschen Fantasie und Mut zur weiteren Ent­
wicklung zeitgemäßer Formen kirchlicher Arbeit. Die Gemein­
de liegt sehr verkehrsgünstig. Sie hat viel Grün zwischen der 
Bebauung; an ihren Rändern liegen Kleingartenanlagen sowie 
ein bewaldeter Grüngürtel. Alle Schularten sind im Umkreis 
von 1,5 km erreichbar. Weitere Angaben siehe Gemeindever­
zeichnis S. 416. Bewerbungen sind innerhalb von drei Wochen 
nach Erscheinen dieses Amtsblattes zu richten an den Vorsit­
zenden des Presbyteriums, Pfarrer Szyska, Telefon (0214) 
75634, über den Superintendenten des Kirchenkreises Lever­
kusen, Otto-Grimm-Straße 9, 5090 Leverkusen 1. 

Die Pfarrstelle der Kirchengemeinde W i t z hel den, Kirchen­
kreis Leverkusen, ist zum 1. Juni 1993 durch das Leitungsor­
gan wieder zu besetzen. In der Gemeinde ist der Lutherische 
Katechismus in Gebrauch. Weitere Angaben siehe Gemeinde­
verzeichnis S. 420. Bewerbungen sind innerhalb von drei Wo­
chen nach Erscheinen dieses Amtsblattes an die vorgenannte 
Anstellungskörperschaft über den Superintendenten des Kir­
chenkreises Leverkusen, Otto-Grimm-Straße 9,5090 Lever­
kusen 1, zu richten. 

Die Pfarrstelle des 1. Pfarrbezirkes der Kirchengemeinde 
Neu kir ehe n wird zum 1. Oktober 1993 durch Pensionierung 
des jetzigen Pfarrstellen inhabers frei. Wir wünschen uns eine 
Pfarrerin,einen Pfarrer oder ein Pfarrerehepaar, die/der/das 
Freude hat an einer Verkündigung, ausgerichtet an der Bot­
schaft des alten und neuen Testamentes und auf die Gegen­
wart bezogen; mit Offenheit, Bewährtes weiterzuführen und 
Mut, neue Akzente zu setzen; auf die verschiedenen Alters­
gruppen in der Gemeinde eingehen kann und in der Jugendar­
beit besondere Akzente setzen möchte; kooperationswillig und 
teamfähig ist in der Zusammenarbeit mit den Presbyterinnen 
und Presbytern, den haupt- und ehrenamtlichen Mitarbeiterin­
nen und Mitarbeitern und den beiden Pfarrern der anderen Be­
zirke. Ihre Tätigkeit wird unterstützt durch viele engagierte eh­
renamtliche Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter. Die Gemeinde 
hat drei Pfarrbezirke mit ca. 8000 Gemeindegliedern. Im ersten 
Pfarrbezirk liegen Kirche und Gemeindezentrum in unmittelba­
rer Nähe. Ein geräumiges Pfarrhaus mit Garten steht neben 
der Kirche. In der Gemeinde Neukirchen gibt es die diakoni­
schen Werke "Erziehungsverein" (bekannt durch den Neukir­
chener Kalender), die "Neukirchener Mission" und die "Kinder­
heimat" . Weitere Angaben siehe Gemeindeverzeichnis S. 430. 
Bewerbungen sind innerhalb von drei Wochen nach Erschei­
nen dieses Amtsblattes über den Superintendenten des Kir­
chenkreises Moers, an den Vorsitzenden des Presbyteriums 
der Kirchengemeinde Neukirchen, Pfarrer W. Kröber, Hoch­
straße 28, 4133 Neukirchen-Vluyn, Telefon (02845) 5143, zu 
richten. 

Die Pfarrstelle der Kirchengemeinde Wal d a I g e s h e im, Kir­
chenkreis An Nahe und Glan, ist sofort durch das Leitungsor­
gan wieder zu besetzen. In der Gemeinde ist der Lutherische 
Katechismus in Gebrauch. Weitere Angaben siehe Gemeinde­
verzeichnis S. 449. Bewerbungen sind innerhalb von drei Wo­
chen nach Erscheinen dieses Amtsblattes an die vorgenannte 
Anstellungskörperschaft über den Superintendenten des Kir­
chenkreises An Nahe und Glan, Kurhausstraße 6, 6550 Bad 
Kreuznach 1 , zu richten. 

Die Pfarrstelle der Evangelisch-reformierten Kirchengemein­
de Sc h ö 11 er, Kirchenkreis Niederberg , ist zum 1. Oktober 
1994 auf Vorschlag der Kirchenleitung wieder zu besetzen. In 
der Gemeinde ist der Heidelberger Katechismus in Gebrauch. 
Weitere Angaben siehe Gemeindeverzeichnis S. 455. Die Ge­
meindeerwartet eine Verkündigung, die sich am Wort Gottes 
als Mitte orientiert. Dabei sollen die vertrauten Formen des 
Gottesdienstes geachtet werden. Interesse für die Arbeit mit 
Jung und Alt, für ökumenische Zusammenarbeit, tür Seelsorge 
und Hausbesuche wird erwartet. Mit dem Pfarramt der Kir­
chengemeinde Schöller ist eine Dozentur im Fach Systemati­
sche Theologie an der Kirchlichen Hochschule Wuppertal ver­
bunden (Nachfolge Pfarrer Prof. Dr. Jürgen Fangmeier). Die 
Kirchliche Hochschule ist eine von der Evangelischen Kirche 
im Rheinland getragene Wissenschaftliche Hochschule in der 
Tradition der Bekennenden Kirche. Neben der Pfarrerbesol­
dung wird tür diese nebenamtliche Dozentur eine Vergütung 
gezahlt. Neben den Voraussetzungen für die Wahlfähigkeit in 
ein Pfarramt wird für zum Dr. theol. promovierte Bewerber/in­
nen eine Habilitation (oder gleichwertige wissenschaftliche 
Leistung) im Fach Systematische Theologie erwartet. Bewer­
bungen mit den üblichen Unterlagen (Lebenslauf, Tätigkeits­
bericht, Verzeichnis der Veröffentlichungen, Sonderdrucke 
der wichtigsten Arbeiten) sind bis zum 25. Juni 1993 an das 
Landeskirchenamt der Evangelischen Kirche im Rheinland, 
z. Hd. des Vorsitzenden des Kuratoriums, Landeskirchenrat 
Dr. Engels, Hans-Böckler-Straße 7, Postfach 320340, 4000 
Düsseldorf 30, zu richten. Kontaktadressen: Für das Presby­
terium: Dr. Klaus Degering, Heisterfeld 5,5600 Wuppertal11 
(Schöller), Telefon (02058) 87639. Für die Kirchliche Hoch­
schule Wuppertal: Rektorin Prof. Dr. Christine Reents, Mis­
sionsstraße 9 b, 5600 Wuppertal 2, Telefon (0202) 2820-102. 

Die 4. Pfarrstelle der Kirchengemeinde Ve I b e rt, Kirchen­
kreis Niederberg, ist sofort auf Vorschlag der Kirchenleitung 
wieder zu besetzen. Zum Bezirk gehören ca. 2.600 Gemeinde­
glieder. Weitere Angaben siehe Gemeindeverzeichnis S. 456. 
Es steht ein Gemeindezentrum zur Verfügung, in welchem eine 
Kirche mit dem Gemeindehaus und dem Jugendheim verbun­
den ist; des weiteren sind ein Kindergarten und ein Pfarrhaus 
mit Garten vorhanden. Die Pfarrerin/den Pfarrer erwartet ein 
Kreis von engagierten ehrenamtlichen, haupt- und nebenamtli­
chen Mitarbeitern, die auf Zusammenarbeit Wert legen; dazu 
fünf weitere Gemeindepfarrer und ein Krankenhauspfarrer, die 
je an einer Predigtstätte ihren Schwerpunkt haben, aber auch 
in aUen anderen Gottesdienststätten der Gemeinde ihren 
Dienst tun. Das Presbyterium wünscht sich eine(n) Pfarrer(in), 
der/die das Evangelium weiterhin engagiert verkündigt, Be­
währtes weiterführt und offen ist, neue Initiativen zu entwickeln. 
Es ist auch bereit, ein Pfarrerehepaar zu wählen, das sich die 
Arbeit teilen möchte. Bewerbungen sind innerhalb von drei 
Wochen nach Erscheinen dieses Amtsblattes an das Landes­
kirchenamt, Hans-Böckler-Straße 7, Postfach 320340, 4000 
Düsseldorf 30, zu richten. 

Im Kirchenkreis Ottweiler ist spätestens zum 30. August 
1993 wegen Stellenwechsels die 3. kreiskirchliche Pfarrstelle 
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für die Erteilung Evangelischer Religionslehre an Berufsschu­
len wieder zu besetzen. Gesucht wird einte pädagogisch enga­
gierte/r Pfarrer oder Pfarrerin für den Religionsunterricht am 
Technisch-Gewerblichen und Sozialpflegerischen Berufsbil­
dungszentrum Neunkirchen, einer modernen und gut ausge­
statteten Berufsschule. Einige Stunden Religionsunterricht 
sind in der zum BBZ Neunkirchen gehörenden Berufsschule 
der Jugendstrafanstalt Ottweiler zu halten. Nähere Auskünfte 
erteilt gerne der Bezirksbeauftragte für den Religionsunterricht 
an berufsbildenden Schulen, Pfarrer Wolfgang Klein, Telefon 
(0681) 5 84 77 70 oder 38700-54. Weitere Angaben siehe Ge­
meindeverzeichnis S. 471. Bewerbungen mit den üblichen Un­
terlagen werden innerhalb von drei Wochen nach Erscheinen 
dieses Amtsblattes erbeten an den Superintendenten des Kir­
chenkreises Ottweiler, Pfarrer Horst Jung, Bliesstraße 2, "Pa­
villon", 6682 Ottweiler, Telefon (06824) 4669. 

Der Kirchenkreis S aa r b r ü c k e n sucht zum 30. August 1993 
oder später für die erstmalige Besetzung der 14. kreiskirchli­
chen Pfarrstelle mit einem dreiviertel Dienstauftrag eine/n päd­
agogisch engagierte/n Pfarrer/in zur Erteilung des Religions­
unterrichtes am Technisch-Gewerblichen Berufsbildungszen­
trum 11, Mügelsberg, des Stadtverbandes Saarbrücken, in Koo­
peration mit drei weiteren Kollegen und in einem guten ökume­
nischen Miteinander. über eine Aufstockung (nebenamtlich 
vier Wochenstunden) wird derzeit noch verhandelt. Weitere 
Angaben siehe Gemeindeverzeichnis S. 491. Nähere Aus­
künfte erteilt gerne der Bezirksbeauftragte für den Religionsun­
terricht an berufsbildenden Schulen, Pfarrer Wolfgang Klein, 
Telefon (0681) 584 77 70. Bewerbungen mit den üblichen Un­
terlagen sind innerhalb von drei Wochen nach Erscheinen die­
ses Amtsblattes an das Landeskirchenamt, Hans-Böckler­
Straße 7, Postfach 320340, 4000 Düsseldorf 30, zu richten. 

Die 1. Pfarrstelle des Kirchenkreises Tri e r (hauptamtliche/r 
Schulrefentin/Schulreferent), (Anstellungskörperschaft), ist 
sofort auf Vorschlag der Kirchenleitung wieder zu besetzen. 
Weitere Angaben siehe Gemeindeverzeichnis S. 545. Bewer­
bungen sind innerhalb von drei Wochen nach Erscheinen die­
ses Amtsblattes an das Landeskirchenamt, Hans-Böckler­
Straße 7, Postfach 320340,4000 Düsseldorf 30, zu richten. 

SteIlenausschreibungen : 
(ohne Textverantwortung des Landeskirchenamtes) 

Beim Stadtkirchenverband Essen ist zum 1. Juli 1993 
eine Stelle als Personalsachbearbeiter/in zu besetzen. Die 
Stelle ist nach Verg.Gr. Vc/Vb BAT-KF bewertet. Wir suchen 
eine/n evangelische/n MitarbeiterIin nach Möglichkeit mit Er­
ster Verwaltungsprüfung und guten Kenntnissen im Personal­
wesen, die/der auch über Erfahrungen im Umgang mit EDV 
verfügt. Bewerbungen sind zu richten an den E;vangelischen 
Stadtkirchenverband Essen, Postfach 10 11 53, 4300 Essen 1. 
Auskünfte erteilt der Leiter der Personalabteilung, Herr Marun­
ga, Telefon (0201) 2205-203. 

Das Gemeindeamt Köln Süd-West sucht ab sofort für 
die neu eingerichtete StellvertretersteIle eine/n neue/n Mitar­
beiter/in mit Erster oder Zweiter Verwaltungsprüfung. Die Stei­
le wird vorbehaltlich der endgültigen Festlegung nach ki0 
bzw. IV b BAT-KF bewertet. Zu den Aufgaben gehören die 
Sachbearbeitung für eine Kirchengemeinde sowie gemeinde­
übergreifende Arbeiten im Bereich Freizeiten und Versicherun­
gen. Weitere Aufgabenteilungen sind je nach Wünschen und 

Befähigungen möglich. Wir wünschen uns eine/n Mitarbeiter/ 
in, die/der verantwortungsbewußt und selbständig arbeitet. 
Bewerbungen richten Sie bitte an das Evangelische Gemein­
deamt Köln Süd-West, ZoIlstockgürtel20, 5000 Köln 51. Tele­
fonische Auskünfte erteilt Herr Sagorski, Telefon (0221) 
363039-30. 

Beim Gesamtverband der Evangelischen Kir­
chengemeinden in Düsseldorf ist zum 1. Januar 1994 
die Stelle des Verwaltungsleiters (A 14) neu zu besetzen, weil 
der bisherige Stelleninhaber in den Ruhestand geht. Zum Ge­
samtverband gehören 26 Kirchengemeinden, für deren finan­
zielle Ausstattung er auf Grund der übertragenen Kirchensteu­
erhoheit verantwortlich ist. In seine unmittelbare Zuständigkeit 
gehören außerdem unter anderem eine Bildungsstätte (65 Bet­
ten) in Verbindung mit einem Jugendheim (43 Betten), ein Stu­
dentenwohnheim (100 Plätze) und die Verwaltung der ver­
bandseigenen Wohnungen (ca. 700). Dem Gesamtverband 
angeschlossen ist ferner die Kirchensteuerverrechnungsstelle 
für die Gemeinden und Verbände im Bereich der Evangeli­
schen Kirche im Rheinland (zwischenkirchlich und innerrhei­
nisch). Im Amt sind 25 Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter be­
schäftigt. Es ist mit moderner Bürotechnik ausgestattet. Wir su­
chen einen Verwaltungsleiter oder eine Verwaltungsleiterin mit 
der erforderlichen persönlichen und fachlichen Qualifikation für 
die internen Leitungsaufgaben und mit der Fähigkeit, den Ge­
samtverband gegenüber den Gemeinden und gegenüber an­
deren kirchlichen und nichtkirchlichen Stellen kompetent zu 
vertreten. Bewußte und engagierte Zugehörigkeit zur evangeli­
schen Kirche wird bei den Bewerberinnen und Bewerbern vor­
ausgesetzt. Bewerbungen werden erbeten bis zum 30. Juni 
1993 an den Vorsitzenden, Pfarrer i. R. Heinz POhlmann, Hohe 
Straße 16, 4000 Düsseldorf. 

In unserem Gemeindeverband M ö n ehe n g lad b ach ist ab 
1. Mai 1993 die Stelle eines/einer Sachbearbeiters/Sachbear­
beiterin neu zu besetzen. Die Stelle ist nach A 10 BBesG be­
wertet. Das Aufgabengebiet umfaßt die Sachbearbeitung für 
eine Kirchengemeinde, die Erledigung 'Ion Bau-, liegen­
schafts- und Friedhofsangelegenheiten. Gesucht wird eine/e 
evangelische/r Mitarbeiter/in mit mindestens der Ersten Ver­
waltungsprüfung für den kirchlichen bzw. nichttechnischen 
kommunalen Dienst. PC-Kenntnisse sind erwünscht. Für Be­
werber bzw. Bewerberinnen des mittleren Dienstes besteht die 
Möglichkeit des Aufstiegs in den gehobenen Dienst. Bewer­
bungen werden erbeten an den Gemeindeverband Evangeli­
scher Kirchengemeinden Mönchengladbach, Marktstieg 9, 
4050 Mönchengladbach 1. Weitere Auskünfte erteilt der Ge­
meindeamtsleiter, Telefon (02161) 182011. 

Die A-Musiker /innen-Stelle an der Lu t her kir ehe n g e­
me j n d e Bon n ist wieder zu besetzen. Unser langjähriger 
Kantor ist krankheitsbedingt ausgeschieden. Die Lutherkirch.e 
gehört zum Bonner Innenstadtbereich und hat zwei Pfarrbezir­
ke mit insgesamt 5.426 Gemeindegliedern. Der Aufgabenbe­
reich umfaßt: Mitgestaltung der sonntäglichen Gottesdienste 
sowie der Schulgottesdienste und der monatlich stattfindenden 
Gottesdienste in drei Altenheimen, Begleitung der Amtshand­
lungen, Wiederbelebung der Chorarbeit (Kantorei, Senior/in­
nenchor), Zusammenarbeit mit dem Leiter des Posaunencho­
res und mit der nahegelegenen Musikschule. Wir wünschen 
uns, daß die früher sehr intensive Kinderchorarbeit neue Impul­
se erfährt. Kirchenkonzerte finden in unserer Gemeinde guten 
Anklang. Darüber hinaus stehen alle Möglichkeiten zur musi­
kalischen Entfaltung in und mit unserer Gemeinde offen. Zur 
Verfügung stehen eine Peterorgel (1970), drei Manuale, 40 
Register sowie ein Flügel im Gemeindehaus. Umfangreiche 
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Chor- und Orgelliterarur ist vorhanden. Die Vergütung erfolgt 
nachBAT-KF. Bei derWohnungssuche sind wir behilflich. Be­
werbungen mit den üblichen Unterlagen bitten wir bis zum 
1. Juni 1993 an den Vorsitzenden des Presbyteriums der Evan­
gelischen Lutherkirchengemeinde, Pfarrer Jürgen Faber, Ade­
nauerallee 37, 5300 Bonn 1, zu richten. Telefon (0228) 
217190. 

Die Evangelische Jerusalem-Stiftung (Auslandsdienst) 
sucht eine(n) Verwaltungsleiter(in) für die allgemeine Perso­
nal- und Liegenschaftsverwaltung in Jerusalem. Der/die Ver­
waltungsleiter(in) ist für die mit der EKD verbundenen Stiftun­
gen zuständig und erfüllt seine/ihre Aufgaben im Zusammen­
wirken mit dem Propst. Die Bewerber(innen) sollen über Ver­
waltungserfahrungen, Teamfähigkeit, Organisationstalent und 
gute englische Sprachkenntnisse verfügen. Die Bereitschaft, 
Arabisch und Ivrit zu lernen, ist erwünscht. Erwartet wird Offen­
heit für die Begegnung mit Menschen verschiedenster Her­
kunft und Bereitschaft zur Teilnahme am Gemeindeleben. Ar­
beitsbedingungen und Vergütungen nach Kirchlicher Dienst­
vertragsordnung/BAT. Dienstbeginn : 1. August 1993. Anfra­
gen und Bewerbungen erbeten an: Evangelische Jerusalem­
Stiftung, c/o Kirchenamt der EKD, Herrenhäuser Straße 12, 
Postfach 21 0220, 3000 Hannover 21, Telefon (0511) 2796-
437/527. 

Angebot 

Die Evangelische Kirchengemeinde Moers, Haagstraße 11, 
4130 Moers 1 , verkauft Anfang 1994 ihre in Holzfertigbauweise 
gefertigte Wohnbungalow-Anlage mit einer Grundfläche von 
ca. 2500 qm. Die gesamte Anlage wird insgesamt ca. 2 1/2 
Jahre bis spätestens Ende 1993 als Übergangswohnanlage für 
die Bewohner des Alten- und Pflegeheims "Rudolf-Schloer­
Stift" genutzt, da z. Zt. ein Neubau errichtet wird. Die gesamte 
Anlage ist voll funktionsfähig und umfaßt 65 je ca. 17 qm große 
Einzelzimmer mit WC, Aufenthaltsbereiche, Speiseraum, kom­
plett eingerichtete Wohnküche, Verwaltungs- und Lagerräu­
me. Die deutschen Brandschutznormen sind eingehalten. Die 
holländische Herstellerfirma ist in der Lage, gegen Berechnung 
entsprechender Montagekosten die Gesamtanlage überallhin 
zu transportieren und aufzustellen. Nähere Einzelheiten kön­
nen beim Rudolf-Schloer-Stift, Gaußstraße 24, 4130 Moers 1 , 
Telefon (02841) 22501 erfragt werden. Selbstverständlich 
sind auch dort entsprechende Besichtigungstermine zu verein­
baren. 

Literaturhinweise 

Stein, Evangelisches Kirchenrecht. Ein Lehrbuch, 3. durch­
gesehene und ergänzte Auflage 1992, 236 Seiten, kartoniert, 
DM 38,-. ISBN 3-472-00996-9. Erschienen im Luchterhand 
Verlag, Neuwied. Wer sich nicht mit der mehr oder weniger 
schematischen Anwendung kirchlicher Rechtsbestimmungen 
begnügt, sondern nach juristischen und theologischen Hinter­
gründen fragt und daran einen Maßstab anlegen will, tür den 
empfiehlt sich als Einführung "Der Stein". Das von dem Autor in 
bewährter Weise didaktisch hervorragend strukturierte "Lern­
buch" gehört in die Hand nicht nur aller Theologen und Kir­
chenjuristen, sondern auch anderer leitender Mitarbeiter, nicht 
zuletzt in die Hand der interessierten Ehrenamtlichen in Pres-

byterien und Synoden, die daraus für ihre Entscheidungen Hin­
tergrunde erkennen können. Das Werk geht auf die Vorausset­
zungen des Kirchenrechts ein, setzt sich mit der Sohm'schen 
These eingehend auseinander, behandelt dann das Recht des 
Gottesdienstes, der Gemeinde und der synodalen und ökume­
nischen Verbände und vergiBt nicht am Schluß auch die Gren­
zen des Kirchenrechtes deutlich zu bezeichnen. In der jetzt 
vorliegenden 3. Auflage hat der Autor, der als habilitierter 
Theologe und Jurist über wissenschaftlichen Ruf, aber als lei­
tender Jurist der Evangelischen Kirche von Baden auch über 
intensive Praxiserfahrung verfügt, die Probleme der Wieder­
vereinigung berücksichtigt, die Darstellung der Auslegungs­
problematik des Kirchenrechtes, des Verhältnisses von Seel­
sorge und kirchenamtlicher Entscheidung sowie überhaupt 
den Bereich des kirchlichen Disziplinarrechts vertieft. Im Hin­
blick auf die verbreitete Unkenntnis des Verhältnisses von Kir­
che und Recht und denen sich daraus ergebenden Vorurteilen 
ist dem Buch dringend eine weite Verbreitung zu empfehlen. 

Reinhard Frieling: Der Weg des ökumenischen Gedankens 
(Zugänge zur Kirchengeschichte, Bd. 10), 376 S., brosch. DM 
25,80, Göttingen 1992, ISBN 3-525-33582-2, Kleine Vanden­
hoeck-Reihe Nr. 1564. Man fühlt sich an manche deutsche 
Synodaldebatte erinnert, wenn man in der Darstellung der Voll­
versammlung des ÖRK 1975 (Nairobi) liest: "Die Konflikte 
über die politischen Resolutionen des ÖRK machten insge­
samt zweierlei deutlich: erstens, wie ohnmächtig die Kirche in­
mitten weltanschaulicher und politischer Kämpfe ist, und zwei­
tens, wie übertrieben optimistisch die ÖRK-Delegierten zu­
meist die Wirkung ihrer politischen Resolutionen einschätzen. 
Wohl selten haben sie die Gewissen der Machthaber wachge-

. rüttelt; ihre unentbehrliche Funktion haben sie freilich, um die 
Christen in den jeweiligen Ländern zu klarem Zeugnis und 
Dienst zu ermutigen und dabei ökumenische Hilfestellung zu 
geben." Die "Ökumenekunde" ist also nicht in erster Linie an 
den Resolutionen interessiert, die manchmal für das wichtigste 
Merkmal ökumenischer Gesinnung - im Positiven oder im Ne­
gativen - gehalten werden, wohl aber dokumentiert sie eine 
Fülle von Texten, die den Weg des ökumenischen Gedankens 
bezeichnen. Frieling legt eine Art ökumenischer Ideenge­
schichte vor, orientiert an der Toronto-Erklärung (des Zentral­
ausschusses) von 1951, nach der der Ausdruck ökumenisch 
"dann sachgemäß verwendet wird, wenn er sich auf die ge­
samte Arbeit der gesamten Kirche in der Verkündigung des 
Evangeliums für die gesamte Welt bezieht" - auch bei dieser 
Formulierung freilich fühlt man sich an den Alltag in Kirche und 
Theologie erinnert, der nach wie vor Ökumene nur als Ausnah­
me kennt (und bei den Examina als letztes Prüfungsfach letzter 
Ordnung). Der erste Teil geht der ökumenischen Bewegung im 
19. und 20. Jahrhundert nach, von den Vorläufer-Bewegungen 
vor allem des 19. Jahrhunderts über die WeItkirchenkonferen­
zen der zwanziger und dreißiger Jahre und die Vollversamm­
lungen seit Gründung der ÖRK bis zu den ökumenischen 
Netzwerken konfessioneller und transkonfessioneller Art, weJt­
weiter und regionaler Reichweite. An den jeweils wichtigsten 
Texten wird die geistige und geistliche Bewegung charakteri­
siert. Danach werden die verschiedenen Kirchen und Freikir­
chen in ihrer jeweiligen Haltung zur ökumenischen Bewegung 
bzw. dem Maß ihrer Beteiligung beschrieben. Der zweite Teil 
"Ökumenische Bewegung und ökumenische Theologie" gibt 
Rechenschaft von der Lebendigkeit ökumenischen Geistes: 

. Liturgie und Spiritualität, Bibelbewegung, Gemeinsamkeit in 
Glauben und Bekennen, Gespräche über Abendmahl und über 
Ämter, Konzeptionen von Einheit der Kirche, von Mission, von 
sozialem Handeln, von Frieden und Gerechtigkeit und schließ­
lich von der Notwendigkeit, im je eigenen sozio-kulturellen 
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Kontext den Glauben zu bezeugen und den Menschen zu die­
nen. Vielfalt und Dynamik einer Weltchristenheit kommt in Frie­
lings Schilderung ans licht, jeweils präzise belegt und mit Vor­
sicht beurteilt. Daß und in welcher Form auch die römisch­
katholische Kirche an der Bewegung teilnimmt, zu der der 
ökumenische Gedanke anstiftet, wird mit Sorgfalt dargestellt. 
Kurzum: Wer das Buch zu Rate zieht, wird lernen, den ökume­
nischen Gedanken im Detail zu entdecken. Das Wort "ökume­
neß wird dann nicht mehr in erster linie Namen von Konferenz­
orten in übersee ins Gedächtnis rufen, sondern Zeugnis und 
Dienst mit den ökumenischen Nachbarn am. Heimatort. 

Berichtigungen zum KABI. 1/93 u. 3/93 

Im KABI. Nr. 1/1993 auf Seite 3 "Vereinbarung über die Ge­
meindezugehörigkeit in besonderen Fällen" muß es bei 

"die Evangelische Kirche von Westfalen" statt " - vertreten 
durch den Landeskirchenrat -" richtig heißen: - vertreten 
durch die Kirchenleitung -. 

Im KABI. Nr. 3/93 auf Seite 90 d "Richtlinien für die Berück­
sichtigung ökologischer und energiesparender Gesichts­
punkte bei Neu- und Umbauten" muß es in der Fußnote (3) 
der Tabelle 1 statt ,,- Jahresheizwertbedart -" richtig heißen: 
- Jahres-Heizwärmebedarf-. 

Im KABI. Nr. 3/93 auf Seite 94 "Vertretungskostenricht­
linien" im Abschnitt V Absatz 3 muß es statt "Vertretenden" 
richtig heißen: Vertretenen. 

Im KABI. Nr. 3/93 auf Seite 102 Berufen/Beamtenstellen 
muß es statt "Amtmann Klaus Bothe" richtig heißen: landes­
kirchen-Amtmann Klaus Bothe zum landeskirchen-Amts­
rat. 
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